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Vorblatt 


Steuerberatungsgesetz 
(Schriftlicher Bericht des Finanzausschusses) 


A. Problem 

Nach dem Steuerberatungsgesetz vom 16. August 1961 bestehen 
innerhalb des steuerberatenden Berufs zwei Berufsgruppen, die 
Steuerberater und die Steuerbevollmächtigten. Für beide Be- 
rufsgruppen wurden gleiche Pflichten begründet. Die Rechte 
der beiden Berufsgruppen wurden seit dem Inkrafttreten des 
Steuerberatungsgesetzes immer stärker angenähert. Die noch 
bestehenden Unterschiede rechtfertigen die Beibehaltung zweier 
getrennter Berufgruppen nicht mehr. 


B. Lösung 

Der Entwurf sieht eine Zusammenführung der beiden Berufs- 
gruppen vor. Neubestellungen sollen nach einer Übergangszeit 
nur noch zu einem einheitlichen Beruf „Steuerberater" erfolgen. 
Steuerbevollmächtigte können nach Besuch eines Seminars und 
Ablegen einer mündlichen Prüfung Steuerberater werden. 

Klare Mehrheit im Ausschuß 


C. Alternativen 

Die Abgeordneten von Bockeiberg, Ott und Genossen hatten 
vorgeschlagen, anstelle der Steuerberater und der Steuerbevoll- 
mächtigten die Steuerberater und die Wirtschaftsprüfer zusam- 
menzuführen (Drucksache VI/1617). Dieser Antrag wird für er- 
ledigt erklärt. 

Auch einem Antrag, die Übernahme von Steuerbevollmäch- 
tigten in den Einheitsberuf Steuerberater von dem Bestehen 
nicht nur einer mündlichen, sondern auch einer schriftlichen 
Prüfung abhängig zu machen, folgte der Ausschuß nicht. 


D. Kosten 

Dem Bund und den Ländern entstehen keine Kosten. 
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Schriftlicher Bericht 

des Finanzausschusses 
(6. Ausschuß) 

über den von den Abgeordneten Porzner, Offergeld, Frau 
Funcke, Schmidt (Kempten), Dr. Ritz und Genossen eingebrach- 
ten Entwurf eines Zweiten Gesetzes zur Änderung des Steuer- 
beratungsgesetzes 

— Drucksache VI/ 1424 — 

über den von den Abgeordneten von Bockeiberg, Ott und 
Genossen eingebrachten Entwurf eines Gesetzes über eine 
Berufsordnung der Wirtschaftsprüfer-Steuerberater 

— Drucksache VI/1617 — 


A. Bericht der Abgeordneten Frau Funcke 


I. Allgemeine Bemerkungen 

Der Deutsche Bundestag hat den Gesetzentwurf 
Drucksache Vl/1424 in der 84. Sitzung am 9. Dezem- 
ber 1970 und den Gesetzentwurf Drucksache Vl/1617 
in der 90. Sitzung am 20. Januar 1971 an den Finanz- 
ausschuß federführend und an den Rechts aus schuß 
und den Wirtschaftsausschuß mitberatend überwie- 
sen. Der Finanzausschuß hat sich in mehreren Sit- 
zungen, und zwar am 21. Januar, 29. April, 29. Sep- 
tember, 14. Oktober, 3., 4. und 11. November, 8. und 
9. Dezember 1971 und 12. April 1972 mit den Vor- 
lagen befaßt. Der Wirtschaftsausschuß hat die Vor- 
lagen in seinen Sitzungen vom 21. Januar, 1. April, 
30. September 1971 und 27. Januar 1972 behandelt. 
Der Rechtsausschuß hat sich mit den Vorlagen in 
seiner Sitzung am 27. Januar 1972 befaßt. Zum In- 
halt der Stellungnahmen der mitberatenden Aus- 
schüsse wird auf die Einzelbemerkungen verwiesen. 


Rückblick 

Bereits bei der Beratung des Steuerberatungsge- 
setzes im Jahre 1961 wurde die Möglichkeit, auf 
dem Gebiete der Steuerberatung einen Einheits- 
beruf zu schaffen, geprüft. Wie sich aus dem Schrift- 
lichen Bericht des damals federführenden Wirt- 
schaftsausschusses ergibt, sah dieser Ausschuß die 
Zusammenführung der Berufsgruppen des steuer- 
beratenden Berufs — ähnlich wie bei den Wirt- 
schaftsprüfern und Buchprüfern — als wünschens- 
wert an, verzichtete jedoch zum damaligen Zeit- 
punkt auf ihre Verwirklichung, weil aus der Lage 
der Berufe selbst nicht ähnlich günstige Voraus- 
setzungen gegeben waren. Das Gesetz von 1961 
sollte aber die Entwicklung zu einem einheitlichen 
Beruf begünstigen und enthielt daher Regelungen, 
die diese Entwicklung ermöglichen sollten. Das Ge- 
setz sah bereits die Möglichkeit eines Übergangs 
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vom Beruf des Steuerbevollmächtigten zu dem des 
Steuerberaters vor, ohne jedoch akademische Vor- 
bildung vorzusehen. Allerdings sollten die Steuer- 
bevollmächtigten zusätzlich zu der bereits abgeleg- 
ten Steuerbevollmächtigtenprüfung eine volle 
Steuerberaterprüfung ablegen. Insbesondere mit der 
gesetzlichen Bildung einer Arbeitsgemeinschaft der 
Bundeskammern der Steuerbevollmächtigten und 
der Steuerberater (§ 44 StBerG) verband der Bericht 
des Wirtschaftsausschusses die Erwartung, die Be- 
rufe würden entsprechend einer „Notwendigkeit 
der Praxis" miteinander verwachsen, so daß der Ge- 
setzgeber zur gegebenen Zeit den tatsächlichen 
Sachverhalt nur noch von Gesetzes wegen festzu- 
stellen habe. Die Arbeitsgemeinschaft hat die in sie 
gesetzten Erwartungen nicht erfüllen können, weil 
die ihr zugedachte Aufgabe im Gesetzestext keinen 
eindeutigen Ausdruck gefunden hatte und die be- 
rufspolitischen Standpunkte der beiden Berufsgrup- 
pen zu weit voneinander entfernt waren. Die Steuer- 
berater waren in erster Linie für die Beibehaltung 
der bestehenden Zweiteilung; in zweiter Linie wa- 
ren sie zur Vereinheitlichung der Berufsgruppen nur 
unter der Voraussetzung bereit, daß sich die Steuer- 
bevollmächtigten einer schriftlichen und mündlichen 
Prüfung unterziehen. Nach ihrer Auffassung könnte 
allein durch eine solche Prüfung ein Niveauverlust 
des Steuerberaterberufs vermieden werden. Die 
Steuerbevollmächtigten dagegen hielten das Ver- 
langen nach einer solchen Prüfung insbesondere 
deshalb für nicht zumutbar, weil sie durch die Prü- 
fung kaum mehr Rechte erlangen konnten, als sie 
ohnehin bereits besaßen. Die beiden Berufsgruppen 
entwickelten sich jedoch, auch ohne die vom Gesetz- 
geber zur Verfügung gestellten Mittel zu nutzen, 
aufeinander zu. Die Entwicklung der tatsächlichen 
Verhältnisse (insbesondere steigende Leistungsan- 
forderungen durch die ständig komplizierter wer- 
dende Steuergesetzgebung und Komplizierung der 
zu beurteilenden Lebenssachverhalte) führten bei 
den Steuerbevollmächtigten zu einer deutlichen He- 
bung des Prüfungs- und Leistungsniveaus. Noch be- 
stehende Unterschiede in den Rechten beider Be- 
rufsgruppen sind durch den Gesetzgeber seit 1961 
weitgehend beseitigt worden. Durch eine Neufas- 
sung der Strafprozeßordnung wurden Steuerbevoll- 
mächtigte ebenso wie Steuerberater zur Zeugnis- 
verweigerung über ihnen in Ausübung ihres Berufs 
bekanntgewordenen Tatsachen berechtigt. Die Mög- 
lichkeit der Zurückweisung von Steuerbevollmäch- 
tigten vor Finanzgerichten und dem Bundesfinanz- 
hof wurde beseitigt. Auch bei anderen gesetzlichen 
Neuregelungen hat der Gesetzgeber auf eine 
Gleichbehandlung von Steuerbevollmächtigten und 
Steuerberatern geachtet. Unterschiede blieben wei- 
terhin lediglich insofern, als Steuerbevollmächtigte 
sich nicht zu Steuerberatungsgesellschaften zusam- 
menschließen dürfen und ihnen die Armenrechts- 
betreuung versagt ist. Die anderen freien Berufe 
(Rechtsanwälte und Wirtschaftsprüfer) zeigen hin- 
sichtlich der Anerkennung der Sozietätstätigkeit 
deutlich Zurückhaltung. 

Grundsätzliche Alternativen 

Mit dem von den Abgeordneten Porzner, Offer- 
geld, Frau Funcke, Schmidt (Kempten), Dr. Ritz und 


Genossen eingebrachten Entwurf eines Zweiten Ge- 
setzes zur Änderung des Steuerberatungsgesetzes 
— Drucksache VI/1424 ■ — wollen die Antragsteller 
als Konsequenz aus dieser Entwicklung nunmehr 
den Einheitsberuf schaffen. Sie stellen fest, daß 
bereits ein einheitliches Berufsbild vorliege. Die 
ständig zunehmende Komplizierung des Steuer- 
rechts erfordere zudem eine Anhebung des Lei- 
stungsniveaus. Der Entwurf sieht eine Zusammen- 
führung der beiden Berufsgruppen vor. Neubestel- 
lungen sollen nach einer Übergangszeit nur noch zu 
dem einheitlichen Beruf „Steuerberater" erfolgen. 
Zur Prüfung als Steuerberater sollen Bewerber zu- 
gelassen werden, die ein rechtswissenschaftliches, 
wirtschaftswissenschaftliches oder anderes wissen- 
schaftliches Hochschulstudium mit wirtschaftswis- 
senschaftlicher Fachrichtung abgeschlossen haben 
und danach drei Jahre praktisch auf dem Gebiet des 
Steuerwesens hauptberuflich tätig gewesen sind 
sowie Bewerber ohne abgeschlossenes Hochschul- 
studium, von denen grundsätzlich eine zehnjährige 
hauptberufliche Tätigkeit auf dem Gebiet des 
Steuerwesens verlangt wird. Für die bereits bestell- 
ten Steuerbevollmächtigten sieht der Entwurf Über- 
gangsbestimmungen vor. 

Demgegenüber sieht der von den Abgeordneten 
von Bockeiberg, Ott und Genossen eingebrachte 
Entwurf eines Gesetzes über eine Berufsordnung 
der Wirtschaftsprüfer-Steuerberater — Drucksache 
VI/1617 — vor, den Berufstsand der Steuerbevoll- 
mächtigten unverändert zu belassen. Nach Auffas- 
sung der Antragsteller besteht auch weiterhin ein 
praktisches Bedürfnis, für die sogenannte „schlichte 
Steuerberatung" eine breite Berufsgruppe zu erhal- 
ten, zu der der Zugang regelmäßig auch ohne aka- 
demische Vorbildung möglich bleibt. Andererseits 
sehen die Antragsteller Veranlassung, die Berufe 
der Wirtschaftsprüfer und der Steuerberater zu 
einem Einheitsberuf „Wirtschaftsprüfer-Steuerbera- 
ter" zusammenzuführen. Dem Entwurf liege die Er- 
fahrung zugrunde, daß Unternehmen der Wirtschaft 
häufig Wert darauf legen, von Personen beraten zu 
werden, die sowohl auf dem Gebiet des Prüfungs- 
wesens als auch auf dem der Steuerberatung erfah- 
ren und befähigt sind. Hinzu komme, daß sie die 
Tätigkeiten der Wirtschaftsprüfer und der Steuer- 
berater weitgehend überschneiden. Die bisherigen 
Prüfungen als Wirtschaftsprüfer und Steuerberater 
sollen in einem einheitlichen Examen zusammenge- 
faßt werden. Für bereits bestellte Wirtschaftsprüfer 
und Steuerberater sind im Entwurf Ubergangsrege- 
lungen vorgesehen. 

öffentliche Informationssitzung 

In der Absicht, den betroffenen Berufsangehöri- 
gen über das schriftliche Verfahren hinaus Gele- 
genheit zur Stellungnahme zu geben und sich selbst 
umfassend zu informieren, führte der Finanzaus- 
schuß unter Beteiligung von Mitgliedern des Wirt- 
schaftsausschusses und des Rechtsausschusses am 
29. April 1971 eine öffentliche Informationssitzung 
durch, an der als Sachverständige die Professoren 
Dr. Hartz und Dr. Tipke teilnahmen. 
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ln der Informationssitzung traten die Bundes- 
kammer der Steuerbevollmächtigten, die Bundes- 
arbeitsgemeinschaft der Verbände der Steuerbevoll- 
mächtigten und mit Einschränkungen auch die Bun- 
deszentrale der steuerberatenden Berufe für die 
Vorlage Drucksache VI/1424 ein. Zur Begründung 
legten sie dar, die bestehende Teilung in Steuerbe- 
vollmächtigte (ca. 21 000) und Steuerberater (ca. 
5000) sei wirklichkeitsfremd und führe für die 
Steuerbevollmächtigten zu einer unangemessenen 
Benachteiligung im Wettbewerb. Da wesentliche Un- 
terschiede zwischen Steuerberater- und Steuerbe- 
vollmächtigtenprüfung nicht mehr beständen und die 
berufliche Tätigkeit sich gleiche, sei das Vorhan- 
densein zweier Berufsgruppen auf dem Gebiet der 
Steuerberatung nicht länger gerechtfertigt. Eine Ab- 
grenzung in dem Sinne, daß die Steuerbevollmäch- 
tigten „schlichte" Steuerberatung, die Steuerberater 
dagegen „qualifizierte" Steuerberatung ausübten, 
gebe es nicht. Die geltende Rechtsprechung, wonach 
eine Abstufung der Gebührenrahmen Rechtens sei, 
sei deshalb unverständlich. Die Vorlage Drucksache 
W1617 lehnten die genannten Organisationen ab, 
weil der Beruf des Steuerberaters und der des 
Wirtschaftsprüfers unterschiedliche Berufe seien. 
Würden die Berufe vereinigt, so bestehe die Ge- 
fahr der Interessenkollision zwischen handelsrecht- 
lichen Prüfungen und steuerlicher Beratung. Die 
Bundeszentrale der steuerberatenden Berufe, der 
Steuerberater und Steuerbevollmächtigte angehö- 
ren, nimmt innerhalb der Befürworter der Vorlage 
Drucksache VI/1424 eine Sonderstellung insofern ein, 
als sie zwar den Einheitsberuf bejaht, in der Frage 
der prüfungsfreien Überführung der Steuerbevoll- 
mächigten aber gespalten ist. 

Die Bundessteuerberaterkaminer — bedingt un- 
terstützt durch die Wirtschaftsprüferkammer und 
das Institut der Wirtschaftsprüfer, die in erster 
Linie für die Beibehaltung der bestehenden Drei- 
teilung eintraten — befürwortete die Vorlage Druck- 
sache VI/ 161 7. Zugunsten dieser Auffassung wurde 
vorgebracht, daß Wirtschaftsprüfer schon heute zur 
Steuerberatung befugt seien. Die tatsächliche Ent- 
wicklung gehe zum Einheitsberuf „Wirtschaftsprü- 
fer-Steuerberater", was u. a. daraus hervorgehe, 
daß 57 V. H. der Wirtschaftsprüfer auch das Steuer- 
beraterexamen abgelegt hätten. Die Verbindung 
von Steuerberatung und Wirtschaftsprüfung ver- 
tiefe den Einblick in das Unternehmen und komme 
beiden Aufgaben zugute. Die Vorlage Drucksache 
VI/1424 lehnten die genannten Organisationen ab. 
Die Zusammenführung der Berufsgruppen der 
Steuerberater und der Steuerbevollmächtigten führe 
zu einem allgemein niedrigeren Niveau des Steuer- 
beraterberufs, was der Wirtschaft zum Schaden ge- 
reiche. Die Steuerberaterprüfung weise einen we- 
sentlich höheren Schwierigkeitsgrad als die Steuer- 
bevollmächtigtenprüfung auf. In der typischen 
Struktur des Steuerberatungsbüros komme zum 
Ausdruck, daß beim Steuerberater das Schwerge- 
wicht auf qualifizierter Beratung liege, während für 
den Steuerbevollmächtigten die Betrauung mit ein- 
fachereren Aufgaben typisch sei. 

Der Bundesverband der Steuerberater lehnte 
beide Gesetzentwürfe ab. Er schlägt vor, an der bis- 


herigen Gliederung festzuhalten und allenfalls den 
Übergang vom Steuerbevollmächtigten zum Steuer- 
berater zu erleichtern. 

Die ratsuchenden Steuerpflichtigen waren reprä- 
sentiert durch den Deutschen Industrie- und Han- 
delstag und den Zentralverband des Deutschen 
Handwerks. Beide Organisationen zeigten am Ein- 
heitsberuf kein Interesse. Der Deutsche Industrie- 
und Handelstag sprach sich entschieden für die Bei- 
behaltung des bestehenden Zustandes aus. Eine von 
ihm veranstaltete Umfrage unter seinen Mitgliedern 
habe eindeutig zu diesem Ergebnis geführt. Der be- 
stehende Zustand habe sich bewährt. Das Bildungs- 
niveau der Steuerbevollmächtigten reiche für die 
Mehrzahl der kleinen und mittleren Betriebe aus. 
Die Verwirklichung der Vorlage Drucksache VI/1424 
werde wegen der erhöhten Zulassiingsvoraussetzun- 
gen zur Steuerberaterprüfung zu einer Verknap- 
pung des Steuerberatungsangebots führen. Vor al- 
lem aber werde eine Verteuerung der Steuerbera- 
tungskosten insbesondere für einfachere Beratung 
eintreten; der Einheitsberuf werde sich an den Ge- 
bühren der jetzigen Steuerberater orientieren. Auf 
die Möglichkeit der Verteuerung der Steuerbera- 
tung wies auch der Zentralverband des Deutschen 
Handwerks in seiner schriftlichen Stellungnahme 
hin. 

Der Bund Deutscher Steuerbeainten machte gel- 
tend, daß bei Verwirklichung einer der beiden Vor- 
lagen keineswegs die Voraussetzungen erschwert 
werden dürften, unter denen gegenwärtig Steuerbe- 
amte in den steuerberatenden Beruf Eingang fin- 
den könnten. Der regelmäßige Verhandlungspartner 
des Steuerberaters sei und bleibe der Beamte des 
gehobenen Dienstes; daraus ergebe sich bereits, daß 
er nach einer begrenzten Einarbeitungszeit gleich 
zu bewerten sei. 

Der Bund der Diplom-Inhaber der Verwaltungs- 
und Wirtschaftsakademien setzte sich für eine an- 
gemessene Anrechnung dieser Vorbildung bei der 
Zulassung zur Prüfung ein und forderte außerdem, 
die Führung dieses Diploms in der Berufsbezeich- 
nung zuzulassen. 

Der Sachverständige Professor Dr. Hartz bestä- 
tigte auf Grund seiner praktischen Erfahrungen ein 
Zusammenwachsen des Berufsbildes der Steuerbe- 
vollmächtigten und der Steuerberater. Die persön- 
liche Leistung sei weitgehend unabhängig von der 
Art der abgelegten Prüfung. 

Der Sachverständige Professor Dr. Tipke warnte 
vor dem Trend zu einer starken Akademisierung 
des künftigen Einheitsberufs und erinnerte daran, 
daß es weiterhin an einem berufsbezogenen Stu- 
diengang fehle. Auch seien Rückwirkungen auf die 
Finanzverwaltung zu befürchten. 

Gang der Ausschußberatung 

Der Ausschuß mußte sich zunächst entscheiden, 
welchem der beiden miteinander unvereinbaren 
Entwürfe — Drucksache VI/1424 oder Drucksache 
VI/1617 — er grundsätzlich folgen sollte. Die Mehr- 
heit des Ausschusses hat sich mit ausdrücklicher 
Zustimmung des Ausschusses für Wirtschaft für die 
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Konzeption der Drucksache VI/1424 entschieden. Die 
Mehrheit war der Meinung, der Vorlage Druck- 
sache VI/1617 nicht folgen zu können, weil es sich 
bei den Berufen Wirtschaftsprüfer und Steuerbera- 
ter um unterschiedliche Tätigkeiten handele. Dabei 
wurde dem Einwand, daß ein Wirtschaftsprüfer- 
Steuerberater im Rahmen der Wirtschaftsprüfung 
seine eigene Steuerberatung zu prüfen hatte, wor- 
aus sich die Gefahr einer Pflichtenkollision ergeben 
könnte, erhebliches Gewicht beigemessen. Dement- 
sprechend habe der Gesetzgeber im Jahre 1961 auch 
nur das Verhältnis der Berufsgruppen der Steuerbe- 
rater und Steuerbevollmächtigten zueinander regeln 
wollen. Soweit Unternehmen der Wirtschaft darauf 
Wert legten, Prüfung und Beratung in eine Hand zu 
legen, hätten sie die Möglichkeit, damit Wirtschafts- 
prüfer zu betrauen, die nach geltendem Recht auch 
zur Steuerberatung befugt seien. Die Vereinigung 
der Berufe Wirtschaftsprüfer und Steuerberater er- 
schien dem Ausschuß darüber hinaus nicht erstre- 
benswert, weil sie erforderlich machen würde, daß 
alle Steuerberater auch auf dem Gebiet der Wirt- 
schaftsprüfung ausgebildet würden, obwohl wegen 
der beschränkten Zahl der zu prüfenden Gesell- 
schaften nur ein begrenzter Kreis von Berufsange- 
hörigen auf dem Gebiet der Wirtschaftsprüfung 
würde tätig werden können. Dem Ausschuß waren 
auch die im Schrifttum geäußerten verfassungsrecht- 
lichen Bedenken gegen einen gesetzlichen Zwang 
zu einer Doppelausbildung bekannt. Auch ein Hilfs- 
antrag, im Rahmen der Zusammenführung der 
Steuerbevollmächtigten und Steuerberater für ein- 
fache Steuerberatung — in Parallele zum Rechtsbei- 
stand — den Beruf eines „Steuerbeistandes" mit 
deutlich geringeren Ausbiidungsvoraussetzungen 
und Befugnissen neu zu schaffen, Avurde nicht wei- 
terverfolgt, nachdem die Ablehnung durch eine 
klare Mehrheit im Ausschuß offenkundig war. 

Für die Mehrheitsentscheidung, der Konzeption 
eines Einheitsberufs „Steuerberater" zu folgen, wa- 
ren insbesondere zwei Feststellungen maßgeblich: 
Einmal die praktisch bereits eingetretene Verschmel- 
zung des Berufsbildes von Steuerberater und Steuer- 
bevollmächtigten, bewirkt durch gleiche Pflichten 
und nicht mehr wesentlich unterschiedliche Rechte 
und zum anderen die Notwendigkeit einer Anhe- 
bung des Niveaus insgesamt, um den Anforderun- 
gen der Gegenwart und der Zukunft genügen zu 
können. Nach Auffassung der Mehrheit liegt eine 
solche breite Streuung der Qualität der Steuerbera- 
tung durchaus auch im Interesse der kleinen bis 
mittleren Betriebe, weil auch bei diesem zunehmend 
schwierige steuerliche Fragen, wie Beratungen zu 
Fragen angemessener Rechtsgestaltungen und zu 
betriebswirtschaftlichen Problemen auftreten kön- 
nen. Dabei läßt das Anwachsen des akademischen 
Nachwuchses eine Versorgungslücke nicht befürch- 
ten, zumal daneben der Zugang über Fachhochschu- 
len und gleichwertige Einrichtungen und über eine 
mehrjährige Praxis im steuerberatenden Beruf mög- 
lich bleibt. Die Bildung des Einheitsberufs führt auch 
nicht notwendig zu einer allgemeinen Anhebung 
des Gebührenniveaus; der Verordnungsgeber bleibt 
aufgefordert, Gebührenrahmen nach Kriterien der 
objektiven Leistung nunmehr rechtsverbindlich fest- 
zulegen. 


Der Ausschuß ging weiter davon aus, der Ein- 
heitsberuf werde auch sonst die Lösung vorhande- 
ner und künftiger Streitpunkte erleichtern, wie die 
Regelung der Sozietätenfrage und die Frage, ob und 
inwieweit den steuerberatenden Berufen neben den 
Wirtschaftsprüfern im Rahmen einer Novellierung 
des GmbH-Gesetzes ein Prüfungsrecht zugestanden 
werden soll. Außerdem wird erwartet, daß der Ein- 
heitsberuf die Schaffung einheitlicher Ausbildungs- 
voraussetzungen im Rahmen der EWG günstig be- 
einflussen wird. 

Der Ausschuß sah sich auch nicht aus verfassungs- 
rechtlichen Gründen gehindert, den Einheitsberuf zu 
verwirklichen. Solche Bedenken sind in Eingaben 
insbesondere unter Hinweis auf Artikel 12 GG ge- 
äußert worden; der Zugang zur selbständigen Be- 
rufsausübung dürfe nicht durch unangemessen hohe 
Anforderungen an einen persönlichen Befähigungs- 
nachweis erschwert werden. Dies aber geschehe 
gegenüber dem künftigen Berufsnachwuchs, dem 
nach Ablauf einer Übergangszeit der erleichterte 
Zugang über die Steuerbevollmächtigtenprüfung 
versagt sei, obwohl der entsprechende Leistungs- 
nachweis bisher allseits zur selbständigen Berufs- 
ausübung als voll ausreichend angesehen werde. 
Eine Steigerung der persönlichen Zuiassungsvoraus- 
setzungen muß immer möglich bleiben, wo — wie 
vorliegend — durch die Entwicklung der Verhält- 
nisse zur sachgerechten Berufsausübung eine ge- 
steigerte Qualifikation notwendig wird. Die wer- 
tende Feststellung des im Allgemeininteresse für die 
Zukunft notwendigen Leistungsniveaus gehört zu 
den typischen Aufgaben des Gesetzgebers. 

Der Gesetzentwurf in Drucksache Vl/1424 wurde 
im Verlaufe der Einzelberatung durch eine Reihe 
von Klarstellungen und Verbesserungen ergänzt, 
die meist auf zwischenzeitlich gesammelte praktische 
Erfahrungen mit dem Gesetz von 1961 zurückge- 
hen. Auch über die bereits in der Vorlage Druck- 
sache VI/1424 vorgesehenen Änderungen und ihre 
endgültige Ausgestaltung konnte in den Einzelhei- 
ten ganz überwiegend Einvernehmen erzielt werden. 
Meinungsverschiedenheiten verblieben insbeson- 
dere hinsichtlich der Überleitungsvorschrift für die 
Steuerbevollmächtigten (§ 118 b) und hierbei insbe- 
sondere zur Frage, ob auch eine schriftliche Prüfung 
angemessen und notwendig sei. Da die Steuerbe- 
vollmächtigten bereits eine umfangreiche Prüfung 
(auch mit schriftlichen Arbeiten) abgelegt haben und 
eine weitgehende Annäherung in Rechtsstellung 
und Leistungsniveau an die Steuerberater festzu- 
stellen ist, hielt es die Mehrheit des Ausschusses 
für geboten, die Prüfungsanforderungen hierauf in 
sachgerechter Weise abzustimmen. Dabei haben die 
im Ausschuß vertretenen Antragsteller der Druck- 
sache VI/1424 den Bedenken der Minderheit, daß 
eine Überführung der Steuerbevollmächtigten ohne 
einen entsprechenden Leistungsnachweis das Ni- 
veau des Einheitsberufs beeinträchtigen würde, im 
Prinzip dadurch Rechnung getragen, daß sie neben 
dem bereits in der Vorlage vorgesehenen Seminar- 
besuch zusätzlich einer mündlichen Prüfung zustim- 
men. Eine Minderheit im Rechtsausschuß äußerte 
verfassungsrechtliche Bedenken gegen eine Über- 
leitung ohne schriftliche Prüfung. Auch im Finanz- 
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ausschuß glaubte eine verbliebene Minderheit, die 
ihre Erwartungen im Verlaufe der Beratung auf 
eine Klausurarbeit beschränkt hatte, nur eine zu- 
sätzliche schriftliche Prüfung könnte ein Urteil dar- 
über abgeben, ob die an den Einheitsberuf zu stel- 
lenden Anforderungen erfüllt werden. Dennoch ent- 
schied sich die Mehrheit zwar für eine verlängerte 
Seminardauer aber nur für eine mündliche Prüfung. 


n. Einzelbemerkungen 

Artikel 1 

Zu vor Nummer 1 (§ 3 StBerG) 

Mit der vorgesehenen Ergänzung soll aufgetrete- 
nen Auslegungszweifeln begegnet werden, die sich 
bei der Anwendung dieser Vorschrift ergeben 
haben. Es wird klargestellt, daß ein Steuerbevoll- 
mächtigter auch Leiter der auswärtigen Geschäfts- 
stelle eines Steuerberaters oder einer Steuerbera- 
tungsgesellschaft sein kann. 

Zu Nummer 1 (§ 4 StBerG) 

Die gesetzliche Regelung über die Wiederholungs- 
möglichkeit der Steuerberaterprüfung ist notwendig 
geworden, nachdem der Bundesfinanzhof im Urteil 
vom 14. April 1970 (BStBl. II S. 533) die Auffassung 
vertreten hat, daß die entsprechende Bestimmung 
in § 26 der Durchführungsverordnung zum Steuer- 
beratungsgesetz durch die ErmächtigungsnorrA des 
§ 18 Steuerberatungsgesetz nicht gedeckt und daher 
rechtsungültig sei. 

Zu Nummer 2 (§ 5 StBerG) 

Die Vorschrift des § 5 regelt die Vorbildungsvor- 
aussetzungen für die Prüfung als Steuerberater. Sie 
legt die Bedingungen fest, unter denen ein Berufs- 
bewerber den Zugang zum neuen Einheitsberuf fin- 
den kann und prägt somit von den Vorbildungs Vor- 
aussetzungen her das künftige Berufsbild des Steuer- 
beraters. Im Gegensatz zum bisherigen Recht sieht 
der § 5 zwei Zugangswege vor. Der erste Zugangs- 
weg entspricht in seiner Grundkonzeption im 
wesentlichen den Regelungen des alten Rechts und 
verlangt vom Berufsbewerber den erfolgreichen Ab- 
schluß eines auf die spätere Berufsausübung aus- 
gerichteten wissenschaftlichen Hochschulstudiums 
mit anschließender dreijähriger hauptberuflicher 
praktischer Tätigkeit auf dem Gebiete des Steuer- 
wesens. Neu ist der zweite Zugangsweg für nicht- 
akademische Berufsbewerber. Die in § 5 Abs. 1 Nr. 2 
bezeichneten Vorbildungsvoraussetzungen müssen 
nebeneinander vorliegen. Nach erfolgreichem Real- 
schulbesuch (oder Nachweis einer entsprechenden 
Schulbildung) sowie einer ordnungsgemäßen Lehr- 
zeit im steuerberatenden, wirtschaftsberatenden oder 
kaufmännischen Beruf mit Ablegung der Gehilfen- 
prüfung (oder einer anderen als gleichwertig aner- 
kannten Vorbildung) muß der Berufsbewerber zehn 
Jahre hauptberuflich auf dem Gebiete des Steuer- 


wesens tätig gewesen sein. Der Ausschuß hat den 
Bildungsmöglichkeiten im Bereiche des Fachhoch- 
schulwesens dadurch Rechnung getragen, daß auf 
diese zehnzährige Tätigkeit der erfolgreiche Ab- 
schluß eines auf die spätere Berufsausbildung aus- 
gerichteten Fachhochschulstudiums anzurechnen ist. 
Eine Empfehlung des Wirtschaftsausschusses, die 
Dauer des Berufspraktikums von zehn auf acht Jahre 
zu ermäßigen, fand im Finanzausschuß keine Auf- 
nahme. Neu ist ferner die in § 5 Abs. 2 getroffene 
Regelung über die allgemeine Zulassung ehemaliger 
Beamter und Angestellter des gehobenen Dienstes 
der Finanz Verwaltung zur Steuerberaterprüfung. Für 
den vorbezeichneten Personenkreis tritt die Vor- 
schrift des § 5 Abs. 2 an die Stelle der Vorbildungs- 
voraussetzungen in § 5 Abs. 1 Nr. 2. Im Ergebnis 
wird damit die Ausbildung von Beamten des ge- 
hobenen Dienstes der Finanzverwaltung nach dem 
Steuerbeamtenausbildungsgesetz dem Abschluß eines 
Fachhochschulstudiums gleichgestellt. 

Zu Nummer 3 (§ 6 StBerG) 

Diese Vorschrift, die die Vorbildungsvorausset- 
zungen für die Prüfung als Steuerbevollmächtigter 
regelt, ist im Hinblick auf die Konzeption des Ge- 
setzes, den Einheitsberuf „Steuerberater" einzufüh- 
ren, zu streichen. Eine Ubergangsregelung, die den 
bereits in Berufsausbildung befindlichen Berufsbe- 
werbern für eine gewisse Übergangszeit noch den 
Zugang zum Steuerbevollmächtigtenberuf ermög- 
licht, ist in § 118 a enthalten. 

Zu Nummer 4 (§ 7 StBerG) 

Neben Folgeänderungen, die sich aus der Strei- 
chung des § 6 ergeben, werden Verbesserungen und 
Klarstellungen vorgenommen, die sich aus der prak- 
tischen Anwendung des Gesetzes als notwendig er- 
wiesen haben. 

Zu Nummer 5 (§ 8 StBerG) 

Diese Vorschrift regelt die Voraussetzungen für 
die Befreiung von der Prüfung. Bedingt durch die 
Einführung des Einheitsberufes mußte die Vorschrift 
völlig neu konzipiert werden. Ein prüfungsfreier Zu- 
gang zum Steuerberaterberuf ist für folgende vier 
Gruppen vorgesehen: 

1 . Professoren, die an einer deutschen wissenschaft- 
lichen Hochschule oder Fachhochschule minde- 
stens fünf Jahre auf dem Gebiete des Steuer- 
wesens gelehrt haben. Mit dieser Neufassung 
soll dem gegenwärtigen Stand der Entwicklung 
im Bildungsbereich Rechnung getragen und eine 
eindeutige Abgrenzung des begünstigten Perso- 
nenkreises erreicht werden. 

2. Ehemalige Finanzrichter. Hier wird eine Rege- 
lung des alten Rechts fortgeführt. 

3. Ehemalige Beamte und Angestellte des höheren 
Dienstes der Finanzverwaltung. Diesem bereits 
nach altem Recht begünstigten Personenkreis 
werden nunmehr gleichgestellt ehemalige Be- 
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amte und Angestellte des höheren Dienstes der 
gesetzgebenden Körperschaften des Bundes und 
der Länder sowie der obersten Rechnungsprü- 
fungsbehörden des Bundes und der Länder sowie 
die entsprechenden Angestellten der Fraktionen 
des Deutschen Bundestages. 

4. Ehemalige Beamte und Angestellte des gehobe- 
nen Dienstes der Finanzverwaltung. Diese konn- 
ten nach bisherigem Recht nur einen prüfungs- 
freien Zugang zum Steuerbevollmächtigtenberuf 
finden. Dem vorbezeichneten Personenkreis wer- 
den nunmehr gleichgestellt die ehemaligen Be- 
amten und Angestellten des gehobenen Dienstes 
der gesetzgebenden Körperschaften des Bundes 
und der Länder, der Finanzgerichte, der obersten 
Rechnungsprüfungsbehörden des Bundes und der 
Länder sowie die entsprechenden Angestellten 
der Fraktionen des Deutschen Bundestages. 

Daneben müssen als Voraussetzung für die prü- 
fungsfreie Bestellung zum Steuerberater bestimmte 
Qualifikationsmerkmale erfüllt werden. Besonders 
hervorzuheben ist hier die Erfüllung einer bestimm- 
ten Mindesttätigkeitsdauer im bisher ausgeübten 
Beruf. Ehemalige Finanzrichter sowie ehemalige Be- 
amte und Angestellte des höheren Dienstes und die 
ihnen gleichgestellten Personen müssen mindestens 
zehn Jahre auf dem Gebiete des Steuerwesens tätig 
gewesen sein. Für ehemalige Beamte und Ange- 
stellte des gehobenen Dienstes der Finanzverwal- 
tung und gleichgestellte Personen ist eine Mindest- 
tätigkeitsdauer von fünfzehn Jahren auf dem Ge- 
biete des Steuerwesens erforderlich. Anregungen, 
die ehemaligen Beamten und Angestellten des geho- 
benen Dienstes der Finanz Verwaltung vom prü- 
fungsfreien Zugang zum Steuerberaterberuf auszu- 
schließen, hat der Ausschuß nicht aufgegriffen. Er 
hat es aber für erforderlich gehalten, die Mindest- 
tätigkeitsdauer so auszugestalten, daß dieser Perso- 
nenkreis in bezug auf das Lebensalter nicht zu 
einem früheren Zeitpunkt prüfungsfrei in den 
Steuerberaterberuf hinübe rwechseln kann als die 
Berufsbewerber aus der Finanzrichterlaufbahn oder 
der Laufbahn des höheren Dienstes. Eine allgemeine 
Anhebung der Mindesttätigkeitsdauer bei ehemali- 
gen Finanzrichtern, ehemaligen Beamten und Ange- 
stellten des höheren und des gehobenen Dienstes 
in der Finanzverwaltung und ihnen gleichgestellten 
Personen um fünf Jahre hielt der Ausschuß für an- 
gezeigt, um den in letzter Zeit immer stärker wer- 
denden Abwanderungstendenzen Einhalt zu bieten. 

Zu Nummer 6 (§ 8 a StBerG) 

Es handelt sich um eine Folgeänderung wegen des 
Wegfalls der Vorschrift des § 6. 

Zu Nummer 7 (§ 9 StBerG) 

Es hat sich auf Grund praktischer Erfahrungen als 
notwendig erwiesen, die Steuerberater in Anleh- 
nung an § 27 Abs. 2 der Bundesrechtsanwaltsord- 
nung zu verpflichten, innerhalb von sechs Monaten 
nach der Bestellung ihre berufliche Niederlassung zu 
begründen. 


Zu Nummern 8 und 9 (§§ 10 und 10 a StBerG) 

Die Änderungen sind durch den Wegfall der Vor- 
schrift über den Zugang zum Steuerbevollmächtig- 
tenberuf {§ 6) notwendig geworden. 

Zu Nummern Qa, 9 b und 9 c (§§ 13, 14 und 15 

StBerG) 

Die zu diesen Vorschriften vorgesehenen Ände- 
rungen und Ergänzimgen sollen Schwierigkeiten be- 
seitigen, die bei ihrer praktischen Anwendung in 
der Vergangenheit aufgetreten sind. 

Zu Nummer 9 d (§ 22 StBerG) 

Die Ergänzung des § 22 Abs. 3 Nr, 4 geht auf eine 
Empfehlung des Wirtschaftsausschusses zurück. Sie 
ist in der Hauptsache eine Folgeänderung aus der 
Neufassung des § 8 Abs. 1 Nr. 1, die nunmehr auch 
bestimmten Fachhochschulprofessoren den prüfungs- 
freien Zugang zum Steuerberaterberuf ermöglicht. 

Zu Nummer 10 (§ 23 StBerG) 

Der Kreis der erlaubten steuerberatenden Ange- 
stelltentätigkeit wird um die Leiter und Ange- 
stellten überörtlicher Prüfungseinrichtungen der 
Körperschaften des öffentlichen Rechts erweitert. 
Mit dieser Erweiterung soll den Bedürfnissen der 
betroffenen Körperschaften, namentlich der Sparkas- 
sen, Rechnung getragen und gleichzeitig eine An- 
gleichung an die entsprechenden Bestimmungen der 
Wirtschaftsprüferordnung vorgenommen werden. 

Zu Nummer 10 a (§ 23 a StBerG) 

Die neu eingefügte Vorschrift entspricht inhaltlich 
im wesentlichen dem § 47 Bundesrechtsanwaltsord- 
nung und erlaubt bestimmten öffentlich-rechtlichen 
Amtsträgern die Weiterführung ihrer steuerberaten- 
den Tätigkeit oder ermöglicht die Bestellung eines 
Vertreters. 

Zu Nummern 10 b und 10 c (§§ 24 und 28 a StBerG) 
Es handelt sich um redaktionelle Änderungen. 

Zu Nummer 10 d (§ 29 StBerG) 

Der neu eingefügte Satz 2 verpflichtet die Ver- 
sicherungsunternehmen, das Erlöschen oder Ver- 
änderungen im Bestand der Berufshaftpflichtver- 
sicherung der Berufskammer mitzuteilen. Die Ände- 
rung dient der Verbesserung des Mandantenschut- 
zes, da sie sicherstellen soll, daß der Berufsange- 
hörige die vorgeschriebene Haftpflichtversicherung 
nicht nur abschließt, sondern sie auch unterhält. 

Zu Nummer 10 e (§ 29 a StBerG) 

Diese Vorschrift bringt eine Neuregelung der Ver- 
jährung von Schadenersatzansprüchen. In Anleh- 
nung an § 51 Bundesrechtsanwaltsordnung wird die 
bislang 30jährige Verjährungsfrist für Ansprüche 
aus Auftrags Verhältnissen auf drei Jahre verkürzt. 
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Zu Nummer 10 t (§ 30 StBerG) 

Die vorgesehene Änderung dehnt die in § 29 a 
vorgesehene Abkürzung der Verjährungsfrist auf die 
Steuerberatungsgesellschaften aus. 

Zu Nummern 11, 12 und 13 (§§ 31, 32 und 33 StBerG) 

Die bisher in den Oberfinanzbezirken nebenein- 
ander bestehenden Berufskammern der Steuerbera- 
ter und der Steuerbevollmächtigten sollen nach 
einer gewissen Übergangszeit zu einer Berufskam- 
mer zusammengesdilossen werden, der sowohl die 
Steuerberater als auch die Steuerbevollmächtigten 
angehören (vgl. auch § 118 c und Artikel 4). Die 
Vorschriften der §§ 31, 32 und 33 werden entspre- 
chend geändert. 

Zu Nummern 13 a und 16 (§§ 34 und 43 StBerG) 

Beide Vorschriften regeln in der bisher geltenden 
Fassung die Aufgaben der regionalen Berufskam- 
mern und der Bundeskammer in Form einer Ge- 
neralklausel. Der Ausschuß erachtet es für notwen- 
dig, die den vorbezeichneten Kammern obliegen- 
den Aufgaben nach dem Vorbilde der Bundesrechts- 
anwaltsordnung näher zu konkretisieren. Zugleich 
soll damit klargestellt werden, daß Aufgabe der 
Kammern nicht berufspolitische Interessenvertre- 
tung, sondern Erfüllung der durch Gesetz zuge- 
wiesenen staatlichen Aufgaben ist, die den Kam- 
mern durch Übertragung der berufsständischen 
Selbstverwaltung zugewiesen wurde. Dies findet in 
der Formulierung des § 34 Abs. 1, nach der es Auf- 
gabe der Berufskammern ist, die beruflichen Be- 
lange der Gesamtheit der Mitglieder zu wahren, 
seinen Ausdruck. Die Worte „Belange der Gesamt- 
heit" sind qualitativ und nicht quantitativ zu ver- 
stehen. Es muß sich somit um die Wahrung von be- 
ruflichen Belangen des Berufsstandes als Ganzem 
und nicht um die Wahrnehmung mehrheitlicher 
standespolitischer Anliegen handeln. Die hier voll- 
zogene Angleichung an die Vorschriften der Bundes- 
rechtsanwaltsordnung soll zugleich dazu beitragen, 
die Regelung des Sozietätsproblems zwischen 
Rechtsanwälten und Steuerberatern zu erleichtern. 

Zu Nummer 14 (§ 37 StBerG) 

Die vorgesehene Änderung soll es den Berufskam- 
mern ermöglichen, für die Inanspruchnahme von be- 
sonderen Einrichtungen oder Tätigkeiten Gebühren 
zu erheben. Hierfür besteht ein Bedürfnis, nach dem 
das Berufsausbildungsgesetz den Berufskammem 
die Betreuung der Lehrverhältnisse in den wirt- 
schafts- und steuerberatenden Berufen übertragen 
hat. Für die Verjährung von Ansprüchen der Berufs- 
kammer auf Zahlung von Beiträgen und Gebühren 
soll in Zukunft die dreijährige Verjährungsfrist nach 
§ 20 des Verwaltungskostengesetzes Anwendung 
finden. 

Zu Nummern 15, 17, 18 und 19 (§§ 42, 44, 45 und 54) 

Es handelt sich um Folgeänderungen auf Grund 
des Zusammenschlusses der bisher bestehenden ge- 


trennten Berufskammern der Steuerberater und der 
Steuerbevollmächtigten (vgl. Begründung zu den 
§§ 31 bis 33). 

Zu Nummern 19 a und 19 b (§§ 101, 101 a StBerG) 

Die im Falle der Verhängung eines Berufs- oder 
Vertretungsverbots notwendige Vertreterbestellung 
wird den Berufskammern übertragen. 

Dadurch wird die Vorschrift des § 101 a hinfällig. 

Zu Nummer 20 a (§ 108 StBerG) 

Im Interesse einer Förderung der Beratungs- und 
Buchführungshilfe für land- und forstwirtschaftliche 
Betriebe wird durch die Neufassung des § 108 er- 
möglicht, daß Steuerberater und Steuerbevollmäch- 
tigte, die eine besondere Sachkunde auf dem Ge- 
biete der Hilfeleistung in Steuersachen für land- und 
forstwirtschaftliche Betriebe im Sinne des Bewer- 
tungsgesetzes nachweisen, hierauf durch den Zusatz 
„Landwirtschaftliche Buchstelle“ besonders hinwei- 
sen können. 

Zu Nummer 20 b (§ 109 StBerG) 

Durch die Ergänzung des § 109 Abs. 3 soll den ehe- 
maligen Berufsangehörigen, die am 1. November 
1961 ein öffentlich-rechtliches Dienst- oder Amtsver- 
hältnis innegehabt haben, ermöglicht werden, von 
der Übergangsregelung des § 109 Abs. 2 Gebrauch 
zu machen. 

Zu Nummer 20 c (§ 118 StBerG) 

Die vorgesehenen Änderungen sind durch die Er- 
gänzung des § 4 und durch die Neufassung des § 108 
notwendig geworden. 

Zu Nummer 21 (§ 118 a StBerG) 

Diese Übergangsvorschrift übernimmt die bisher 
in § 6 enthaltenen Zugangsregelungen zum Steuer- 
bevollmächtigtenberuf und begrenzt ihre Anwend- 
barkeit auf einen bestimmten Zeitraum, Damit soll 
sichergestellt werden, daß Berufsbewerber, die sich 
im Zeitpunkt des Inkrafttretens der Bestimmungen 
über die Zusammenführung der Berufe auf den 
Steuerbevollmächtigtenberuf vorbereiten und die 
für die Zulassung zur Steuerbevollmächtigtenprüfung 
notwendigen Vorbildungsvoraussetzungen einer ab- 
geschlossenen Lehre (bisher § 6 Abs. 1 Nr. 2) und 
des vierjährigen Berufspraktikums (bisher § 6 Abs. 1 
Nr. 3) abschließen können. Die Übergangszeit be- 
trägt acht Jahre und verkürzt sich für Bewerber, die 
die Voraussetzungen für die Ablegung der Steuer- 
beratungsprüfung erfüllen, auf zwei Jahre. Diese 
Fristen verlängern sich jedoch für diejenigen, deren 
Ausbildung zum Steuerbevollmächtigtenberuf in- 
folge Ableistung von Wehr-, Ersatz- oder Entwick- 
lungsdienst aufgeschoben oder unterbrochen worden 
ist, um die Dauer der abgeleisteten Dienstzeit. 
Schließlich enthalten die Übergangsvorschriften die 
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notwendigen Bestimmungen über die Weitergeltung 
der Verwaltungsregelungen für Zulassung, Prüfung 
und Bestellung der Berufsbewerber für den Steuer- 
bevollmächtigtenberuf. 

Zu Nummer 22 (§ 118 b StBerG) 

Diese Vorschrift regelt den Übergang vom Steuer- 
bevollmächtigtenberuf in den Steuerberaterberuf. 
Voraussetzungen für den Übergang sind eine in der 
Regel sechsjährige Ausübung des Steuerbevollmäch- 
tigtenberufes und die Teilnahme an einem Seminar. 
Der Ausschuß hält es für erforderlich, daß die Teil- 
nahme am Seminar mit Ablegung einer mündlichen 
Prüfung über den Seminarstoff abgeschlossen wer- 
den muß. Er hat sich hinsichtlich der Art und des 
Umfangs der Prüfung von der Erwägung leiten las- 
sen, daß die Steuerbevollmächtigten durchweg ihre 
berufliche Qualifikation bereits in einer Prüfung 
nachgewiesen haben und daß deswegen der vorge- 
sehenen Übergangsprüfung der Charakter einer Er- 
gänzungsprüfung zukommt. Aus diesem Grunde hat 
er auch Empfehlungen des Wirtschaftsausschusses, 
eine alternative schriftliche Prüfung einzuführen, 
und die Dauer der mündlichen Prüfung zu verlän- 
gern, nicht aufgenommen. 

Die Seminardauer wurde auf Empfehlung des 
Wirtschaftsausschusses auf fünfzig Stunden fest- 
gelegt. Die Seminargebiete sind insbesondere den 
Bereichen entnommen worden, die nicht Gegenstand 
der Steuerbevollmächtigtenprüfung gewesen sind. 
Im Interesse der notwendigen Vertiefung des Semi- 
narstoffs wurde die Anzahl der Seminarteilnehmer 
auf jeweils fünfundzwanzig Steuerbevollmächtigte 
begrenzt. Die Prüfungsdauer wurde sechzig Minuten 
für drei Teilnehmer bzw. auf hundertzwanzig Minu- 
ten für sechs Teilnehmer festgesetzt. In welchem 
Maße und Umfang der Prüfungsbewerber innerhalb 
dieses Zeitraums geprüft wird, obliegt dem pflicht- 
gemäßen Ermessen der Prüfungskommission. Der als 
Seminarausschuß bezeichneten Prüfungskommission 
gehören zwei Finanzbeamte und je ein Angehöriger 
der beiden Berufsgruppen an, jedoch können einer 
Empfehlung des Rechts ausschusses folgend Steuer- 
bevollmächtigte, die die Übergangsprüfung nicht ab- 
gelegt haben, nicht Mitglieder des Seminarausschus- 
ses sein. Die für die Durchführung der Übergangs- 
prüfung erforderlichen Ausführungsbestimmungen 
erläßt der Bundesminister für Wirtschaft und Finan- 
zen durch Rechtsverordnung mit Zustimmung des 
Bundesrates. 

Bis zum Zusammenschluß der Berufskammern 
(§§ 118 c und 118 d in Verbindung mit Artikel 4) 
können Steuerbevollmächtigte, die die Übergangs- 
prüfung abgelegt haben, ihre Bestellung zum Steuer- 
berater aufschieben lassen. Mit dieser Regelung soll 
verhindert werden, daß diejenigen Steuerbevoll- 
mächtigten, die den Vorständen ihrer Berufskam- 
mem, den Zulassungs- und Prüfungsausschüssen 
sowie anderen Gremien angehören, diese Funktio- 
nen mit der Ablegung der Übergangsprüfung ver- 
lieren. Andernfalls wäre die Funktionsfähigkeit die- 
ser Gremien in Frage gestellt. Um einer nichttrag- 
baren wirtschaftlichen Belastung der Steuerbevoll- 
mächtigtenkammem als Folge des laufenden Über- 


gangs von Steuerbevollmächtigten in den Steuer- 
beratungsberuf vorzubeugen, verbleibt der Beitrags- 
anspruch für das Jahr des Übergangs noch bei der 
Steuerbevollmächtigtenkammer. 

Die Möglichkeit eines Übergangs vom Steuerbe- 
vollmächtigtenberuf in den Steuerberaterberuf ist 
auf einen Zeitraum von fünfzehn Jahren begrenzt. 
Dieser Zeitraum verlängert sich ggf. um die Zeit des 
abgeleisteten Wehr-, Ersatz- oder Entwicklungs- 
dienstes. 


Zu Nummer 23 (§ 118 c StBerG) 

Die Vorschrift regelt die Einzelheiten des Zusam- 
menschlusses der regionalen Berufskammern der 
Steuerberater und der Steuerbevollmächtigten zu 
einer beide Berufsgruppen umfassenden Berufs- 
kammer. 


Zu Nummer 24 (§ 1 18 d StBerG) 

Die Vorschrift trifft eine dem § 118 c entspre- 
chende Regelung für den Zusammenschluß der Bun- 
deskammem der Steuerberater und der Steuerbe- 
vollmächtigten. 


Artikel 2 

Die Notwendigkeit, den Wortlaut des Steuer- 
beratungsgesetzes neu bekanntzumachen, ergibt sich 
aus der großen Anzahl der Änderungen, die durch 
dieses Gesetz in das Steuerberatungsgesetz einge- 
fügt werden. 


Artikel 2 a 

Nach bisherigem Recht ist § 33 Abs. 1 Nr. 3 FGO 
für berufsrechtliche Streitigkeiten über Rechtsver- 
hältnisse, die durch den zweiten Teil des Steuer- 
beratungsgesetzes geregelt sind, der Finanzrechts- 
weg gegeben. Nunmehr werden die (nur noch zeitlich 
beschränkt gültigen) Vorschriften über den Zugang 
zum Steuerbevollmächtigtenberuf aus dem Zweiten 
Teil in den Sechsten Teil des Steuerberatungsgeset- 
zes verlagert. Außerdem werden in diesem Teil auch 
die Vorschriften über den Übergang der Steuerbe- 
vollmächtigten in den Einheitsberuf und über die 
Kammerzusammenführung zusammengefaßt. Im In- 
teresse einer Beibehaltung des Finanzrechtsweges 
muß § 33 Abs. 1 Nr. 3 der Finanzgerichtsordnung 
entsprechend ergänzt werden. 


Artikel 3 

Die Vorschrift enthält die übliche Berlin-Klausel. 
Mit Rücksicht auf die vorgesehene Ermächtigung zum 
Erlaß einer Rechtsverordnung nach § 118 b wurde 
auf Empfehlung des Wirtschaftsausschusses die Ber- 
lin-Klausel um den Hinweis auf § 14 des Dritten 
Überleitungsgesetzes erweitert. 
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Die vom Ausschuß beschlossene Neufassung dieser 
Vorschrift hat zwar gegenüber der ursprünglichen 
Fassung eine geringfügige Zeitverschiebung zur 
Folge; die Bestimmung eines festen Datums bietet 
aber den Vorzug, den Kammern bestimmte Disposi- 
tionen (z. B. für die Kündigung von Miet- und An- 
stellungsverträgen) zu erleichtern. 

Bonn, den 29. Mai 1972 

Frau Fundce 

Berichterstatterin 


Absatz 1 tritt entsprechend der allgemeinen Ge- 
setzgebungspraxis am Tage nach der Verkündung 
des Gesetzes in Kraft, Absatz 2 legt fest, daß die 
Vorschriften über den Zusammenschluß der Berufs- 
kammern und die damit verbundenen organisatori- 
schen Änderungen am 1. Januar 1975 in Kraft treten. 


B. Antrag des Ausschusses 


Der Bundestag wolle beschließen, 

1. den Gesetzentwurf — Drucksache VI/ 1424 — in 
der aus den anliegenden Zusammenstellung er- 
sichtlichen Fassung anzunehmen, 

2. den Gesetzentwurf — Drucksache VI/1617 — für 
erledigt zu erklären, 

3. die zu beiden Gesetzentwürfen eingegangenen 
Petitionen für erledigt zu erklären. 


Bonn, den 29. Mai 1972 


Der Finanzausschuß 


Dr. Schmidt (Wuppertal) 

Vorsitzender 


Frau Funcke 

Berichterstatterin 
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Zusammenstellung 

des von den Abgeordneten Porzner, Offergeld, Frau Funcke, 
Schmidt (Kempten), Dr. Ritz und Genossen eingebrachten 
Entwurfs eines Zweiten Gesetzes zur Änderung des Steuer- 
beratungsgesetzes 

— Drucksache VI/1424 — 

mit den Beschlüssen des Finanzausschusses 
(6. Ausschuß) 


Entwurf 


Entwurf eines Zweiten Gesetzes 
zur Änderung des Steuerberatungsgesetzes 

Der Bundestag hat mit Zustimmung des Bundes- 
rates das folgende Gesetz beschlossen: 

Artikel 1 

Änderung des Steuerberatungsgesetzes 

Das Gesetz über die Rechtsverhältnisse der 
Steuerberater und Steuerbevollmächtigten (Steuer- 
beratungsgesetz) vom 16. August 1961 (Bundes- 
gesetzbl. I S. 1301), zuletzt geändert durch das Ge- 
setz zur Änderung des Steuerberatungsgesetzes vom 
26. August 1969 (Bundesgesetzbl. I S. 1411), wird 
wie folgt geändert: 


1. § 4 wird wie folgt geändert: 

a) Die Überschrift erhält folgende Fassung: 

„Prüfung, Befreiung von der Prüfung, Wie- 
derholung der Prüfung" 

b) Absatz 2 erhält folgende Fassung: 

„(2) Die Prüfung als Steuerberater kann 
zweimal wiederholt werden," 


Beschlüsse des 6. Ausschusses 


Entwurf eines Zweiten Gesetzes 
zur Änderung des Steuerberatungsgesetzes 

Der Bundestag hat mit Zustimmung des Bundes- 
rates das folgende Gesetz beschlossen: 

Artikel 1 

Änderung des Steuerberatungsgesetzes 

Das Gesetz über die Rechtsverhältnisse der 
Steuerberater und Steuerbevollmächtigten (Steuer- 
beratungsgesetz) vom 16. August 1961 (Bundes- 
gesetzbl. I S, 1301), zuletzt geändert durch das Ge- 
setz zur Änderung des Steuerberatungsgesetzes vom 
26. August 1969 (Bundesgesetzbl. I S. 1411), wird 
wie folgt geändert: 

vor 1. In § 3 Satz 2 werden der Punkt durch einen 
Strichpunkt ersetzt und folgende Worte an- 
gefügt: 

„§ 23 Satz 1 und 2 ist sinngemäß anzuwen- 
den." 

1. unverändert 


10 



Deutscher Bundestag — 6. Wahlperiode 


Drucksadle VI/3456 


Entwurf 

2. § 5 erhält folgende Fassung: 

„§5 

Vorbildungsvoraussetzung für die Prüfung 

(1) Die Zulassung zur Prüfung als Steuer- 
berater setzt voraus, daß der Bewerber 

1. ein rechtswissensdiaftliches, wirtschaftswis- 
senschaftliches oder anderes Hochschulstu- 
dium mit wirtschaftswissenschaftlicher Fach- 
richtung abgeschlossen hat und nach Ab- 
schluß des Studiums drei Jahre auf dem Ge- 
biet des Steuerwesens bei einer in § 23 be- 
zeidineten Person, Gesellschaft oder Ein- 
richtung hauptberuflich praktisch tätig gewe- 
sen ist oder 

2. nach Vollendung des achtzehnten Lebens- 
jahres mindestens zehn Jahre hauptberuf- 
lich auf dem Gebiet des Steuerwesens, da- 
von mindestens fünf Jahre als Mitarbeiter 
einer in § 23 bezeichneten Person, Gesell- 
schaft oder Einrichtung, tätig gewesen ist. 


(2) Die Voraussetzungen des Absatzes 1 ent- 
fallen bei ehemaligen Beamten und Angestellten 
der Finanzverwaltung, die während der letzten 
zehn Jahre vor dem Ausscheiden aus dem 
Dienst mindestens fünf Jahre auf dem Gebiet 
des Steuerwesens als Sachgebietsleiter oder in 
mindestens gleichwertiger Stellung tätig gewe- 
sen sind." 

3. § 6 wird gestrichen. 


Beschlüsse des 6. Ausschusses 

2. § 5 erhält folgende Fassung: 

5 

Vorbildungsvoraussetzung für die Prüfung 

(1) Die Zulassung zur Prüfung als Steuer- 
berater setzt voraus, daß der Bewerber 

1. ein rechtswissenschaftliches, wirtschaftswis- 
senschaftliches oder anderes wissenschaft- 
liches Hochschulstudium mit wirtschaftswis- 
senschaftlicher Fachrichtung abgeschlossen 
hat und nach Abschluß des Studiums drei 
Jahre auf dem Gebiet des Steuerwesens 
hauptberuflich praktisch tätig gewesen ist 
oder 

2. a) eine Realschule mit Erfolg besucht hat 

oder eine entsprechende Schulbildung 
besitzt, 

b) eine ordnungsgemäße Lehrzeit im steuer- 
beratenden, wirtschaftsberatenden oder 
kaufmännischen Beruf mit Ablegung der 
Gehilfenprüfung abgeschlossen hat oder 
eine andere als gleichwertig anerkannte 
Vorbildung besitzt und 

c) zehn Jahre hauptberuflich auf dem Ge- 
biet des Steuerwesens, davon minde- 
stens fünf Jahre als Mitarbeiter einer in 
§ 23 bezeichneten Person, Gesellschaft 
oder Einrichtung praktisch tätig gewesen 
ist. Hat der Bewerber ein wirtschafts- 
wissenschaftliches oder anderes Fach- 
hochschulstudium mit wirtschaftswissen- 
schaftlicher Fachrichtung abgeschlossen, 
so ist die nach der jeweiligen amtlichen 
Prüfungsordnung vorgeschriebene Stu- 
dienzeit einschließlich Berufspraktikum 
als hauptberufliche Tätigkeit auf dem 
Gebiet des Steuerwesens anzurechnen; 
in diesem Fall beträgt die Mindestdauer 
der Mitarbeit bei einer in § 23 bezeich- 
neten Person, Gesellschaft oder Einrich- 
tung drei Jahre. 

Bei Bewerbern, die ein wirtschaftswissenschaft- 
liches oder anderes Fachhochschulstudium mit 
wirtschaftswissenschaftlicher Fachrichtung ab- 
geschlossen haben, entfällt die Voraussetzung 
des Buchstaben b. 

(2) Die Voraussetzungen des Absatzes 1 ent- 
fallen bei ehemaligen Beamten und Angestellten 
des gehobenen Dienstes der Finanzverwaltung, 
die mindestens sieben Jahre auf dem Gebiet 
des Steuerwesens als Sachbearbeiter oder min- 
destens in gleichwertiger Stellung tätig gewe- 
sen sind." 


3. unverändert 
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Entwurf 

4. § 7 wird wie folgt geändert: 

a) In der Überschrift wird das Wort „Gemein- 
same“ durch das Wort „Weitere" ersetzt. 

b) In Absatz 2 Nr. 3 werden die Worte „oder 
Steuerbevollmächtigten" gestrichen. 


c) In Absatz 3 Nr. 1 werden die Worte „oder 
Steuerbevollmächtigter" gestrichen. 


Beschlüsse des 6. Ausschusses 

4. § 7 wird wie folgt geändert: 

a) unverändert 

b) Absatz 2 wird wie folgt geändert: 
aa) Nummer 2 wird gestrichen. 

bb) Die bisherige Nummer 3 wird Num- 
mer 2 und erhält folgende Fassung: 

„2. infolge eines körperlidien Gebre- 
chens oder wegen Schwäche seiner 
geistigen Kräfte dauernd unfähig 
ist, den Beruf des Steuerberaters 
ordnungsgemäß auszuüben." 

c) unverändert 


5. § 8 wird wie folgt geändert: 

a) Absatz 1 wird wie folgt geändert: 

aa) Am Ende der Nummer 2 wird der Punkt 
durch einen Strichpunkt ersetzt. 

bb) Nach der Nummer 2 wird folgende 
Nummer 3 angefügt: 


„3. ehemalige Beamte und Angestellte 
der Finanzverwaltung, die während 
der letzten fünfzehn Jahre vor dem 
Ausscheiden aus dem Dienst minde- 
stens zehn Jahre auf dem Gebiet 
des Steuerwesens als Sachbearbei- 
ter oder mindestens in gleichwerti- 
ger Stellung tätig gewesen sind." 


5. § 8 wird wie folgt geändert: 

a) Absatz 1 erhält folgende Fassung: 


(1) Von der Steuerberaterprüfung sind 

zu befreien 

1. Professoren, die an einer deutschen wis- 
senschaftlichen Hochschule oder Fach- 
hochschule mindestens fünf Jahre auf 
dem Gebiet des Steuerwesens gelehrt 
haben; 

2. ehemalige Finanzrichter, die mindestens 
zehn Jahre auf dem Gebiet des Steuer- 
wesens tätig gewesen sind; 

3. ehemalige Beamte und Angestellte des 

höheren Dienstes 

a) der Finanzverwaltung, die mindestens 
zehn Jahre auf dem Gebiet des 
Steuerwesens als Sachgebietsleiter 
oder mindestens in gleichwertiger 
Stellung tätig gewesen sind, 

b) der gesetzgebenden Körperschaften 
des Bundes und der Länder sowie der 
obersten Rechnungsprüfungsbehörden 
des Bundes und der Länder, die min- 
destens zehn Jahre auf dem Gebiet 
der von den Bundes- und Landes- 
finanzbehörden verwalteten Steuern 
als Sachgebietsleiter oder mindestens 
in gleichwertiger Stellung tätig ge- 
wesen sind; die Angestellten der 
Fraktionen des Deutschen Bundes- 
tages gelten als Bedienstete der ge- 
setzgebenden Körperschaften im Sinne 
dieser Vorschrift; 

4. ehemalige Beamte und Angestellte des 
gehobenen Dienstes 
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Entwurf 


b) Absatz 2 wird gestrichen. 

c) Der bisherige Absatz 3 wird Absatz 2. 


Beschlüsse des 6. Ausschusses 

a) der Finanzverwaltung, die minde- 
stens fünfzehn Jahre auf dem Gebiet 
des Steuerwesens als Sachbearbeiter 
oder mindestens in gleichwertiger 
Stellung tätig gewesen sind, 

b) der gesetzgebenden Körperschaften 
des Bundes und der Länder, der Fi- 
nanzgerichte sowie der obersten Rech- 
nungsprüfungsbehörden des Bundes 
und der Länder, die mindestens fünf- 
zehn Jahre auf dem Gebiet der von 
den Bundes- und Landesfinanzbehör- 
den verwalteten Steuern als Sachbe- 
arbeiter oder mindestens in gleich- 
wertiger Stellung tätig gewesen sind; 
die Angestellten der Fraktionen des 
Deutschen Bundestages gelten als Be- 
dienstete der gesetzgebenden Körper- 
schaften im Sinne dieser Vorschrift. 

b) unverändert 

c) unverändert 


6. In § 8 a erhält Absatz 2 Satz 1 folgende Fassung: 6. unverändert 

„Für die Prüfung hat der Bewerber bis zu 
einem von der bestellenden Behörde zu be- 
stimmenden Zeitpunkt eine Gebühr von drei- 
hundert Deutsche Mark an die bestellende Be- 
hörde zu zahlen." 


7. /n § 9 wird Satz 2 gestrichen. 


8. § 10 wird wie folgt geändert: 

a) In Absatz 1 werden die Worte „oder Steuer- 
bevollmächtigter" gestrichen. 

b) Absatz 2 erhält folgende Fassung; 

„(2) Vor der Aushändigung der Urkunde 
haben Steuerberater vor der obersten Lan- 
desbehörde die Versicherung abzugeben, 
daß sie die Pflichten eines Steuerberaters ge- 
wissenhaft erfüllen werden." 


7. § 9 erhält folgende Fassung: 

„§ 9 

Bestellende Behörde, 
berufliche Niederlassung 

(1) Steuerberater werden durch die für die 
Finanzverwaltung zuständige oberste Landes- 
behörde (oberste Landesbehörde) bestellt. Die 
örtliche Zuständigkeit der bestellenden Behörde 
richtet sich nach der beabsichtigten beruflichen 
Niederlassung des Bewerbers. 

(2) Die berufliche Niederlassung ist inner- 
halb von sechs Monaten nach der Bestellung 
zu begründen." 

8. unverändert 
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Entwurf Beschlüssedes 6. Ausschusses 

9. Nach § 10 wird folgender § 10 a eingefügt: 9. unverändert 

„§ 10 a 

Steuerbevollmächtigter 

Steuerbevollmächtigter ist, wer nach den 
Vorschriften dieses Gesetzes als solcher be- 
stellt ist." 


9a. ln § 13 werden in Nummer 3 der Beistrich durch 
einen Punkt ersetzt und die Nummer 4 gestri- 
chen. 


9b. § 14 wird wie folgt geändert: 

a) In Absatz 1 Nr. 2 wird das Wort „mehr" 
gestrichen; 

b) Absatz 2 wird wie folgt geändert: 

aa) Es wird folgende neue Nummer 1 ein- 
gefügt: 

„1. wenn der Steuerberater oder 
Steuerbevollmächtigte nicht inner- 
halb von sechs Monaten nach der 
Bestellung eine berufliche Nieder- 
lassung begründet hat;" 

bb) Die bisherigen Nummern 1 und 2 wer- 
den Nummern 2 und 3. 

cc) Die bisherige Nummer 3 wird Num- 
mer 4 und erhält folgende Fassung: 

„4. wenn der Steuerberater oder 
Steuerbevollmächtigte infolge eines 
körperlichen Gebrechens oder we- 
gen Schwäche seiner geistigen 
Kräfte dauernd unfähig ist, seinen 
Beruf ordnungsgemäß auszuüben." 

c) Absatz 3 Satz 2 erhält folgende Fassung: 

„Die örtliche Zuständigkeit richtet sich nach 
der beruflichen Niederlassung, in den Fäi- 
len des Absatzes 2 Nr. 1 nach der beabsich- 
tigten beruflichen Niederlassung des Steuer- 
beraters oder Steuerbevollmächtigten." 


9c. § 15 erhält folgende Fassung: 

.§ 15 

Wiederbestellung 

(1) Ehemalige Steuerberater und Steuerbe- 
vollmächtigte können wiederbestellt werden, 

1. wenn die Besteilung nach § 13 Nr. 2 er- 
loschen ist; 

2. wenn im Falle des Erlöschens der Bestel- 
lung nach § 13 Nr. 3 die rechtskräftige Aus- 
schließung aus dem Beruf im Gnadenwege 
aufgehoben worden ist; 

3. wenn die Bestellung nach § 14 zurückgenom- 
men ist und die Gründe, die für die Zurück- 
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Entwurf 


10. In § 23 erhält der Satz 4 folgende Fassung: 

„Sie dürfen auch als Leiter von Buchstellen oder 
als Leiter oder als Angestellte von genossen- 
schaftlichen Prüfungsverbänden, genossenschaft- 
lichen Spitzenverbänden, genossenschaftlichen 
Treuhandstellen oder überörtlichen Prüfungs- 
einrichtungen für Körperschaften des öffent- 
lichen Rechts tätig werden.“ 


Beschlüsse des 6. Ausschusses 

nähme maßgeblich gewesen sind, nicht mehr 
bestehen. 

(2) Die Vorschriften des § 7 für die Zulas- 
sung zur Prüfung gelten auch für die Wieder- 
bestellung.“ 

9d. § 22 wird wie folgt geändert; 

a) In Absatz 3 Nr. 4 werden nach dem Wort 
„Instituten" die Worte „sowie Fachhoch- 
schulen" eingefügt, 

b) In Absatz 4 erhält die Nummer 2 folgende 
Fassung: 

„2. eine Tätigkeit als Arbeitnehmer mit 
Ausnahme der Fälle der §§ 23 und 23 a." 


10. unverändert 


10a. Nach § 23 wird folgender § 23 a eingefügt: 

.§ 23 a 

Steuerberater oder Steuerbevollmächtigte 
im öffentlich-rechtlichen Dienst- oder 
Amtsverhältnis 

Ist ein Steuerberater oder Steuerbevollmäch- 
tigter ein öffentlich-rechtliches Dienstverhältnis 
als Wahlbeamter auf Zeit oder ein öffentlich- 
rechtliches Amtsverhältnis eingegangen, so 
darf er seinen Beruf als Steuerberater oder 
Steuerbevollmächtigter nicht ausüben, es sei 
denn, daß er die ihm übertragene Aufgabe 
ehrenamtlich wahrnimmt. Die zuständige Be- 
rufskammer kann dem Steuerberater oder 
Steuerbevollmächtigten auf seinen Antrag 
einen Vertreter bestellen oder ihm gestatten, 
seinen Beruf selbst auszuüben, wenn die Ein- 
haltung der allgemeinen Berufspfiiehten da- 
durch nicht gefährdet wird." 

10b. In § 24 Abs. 1 wird die Angabe „§ 1 Abs. 1" 
durch die Angabe „§ 22 Abs, 1" ersetzt. 

10c. § 28 a erhält folgende Überschrift: 

„Pflicht zur Übernahme einer Prozeßvertretung" 

lOd. Dem § 29 wird folgender Satz 2 angefügt; 

„Zuständige Stelle im Sinne des § 158 c Abs. 2 
des Gesetzes über den Versicherungsvertrag 
ist die Berufskammer." 
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Entwurf Beschlüsse des 6. Ausschusses 

lOe. Nach § 29 wird folgender § 29 a eingefügt: 

.§ 29 a 

Verjährung von Ersatzansprüchen 

Der Anspruch des Auftraggebers auf Scha- 
denersatz aus dem zwischen ihm und dem 
Steuerberater oder Steuerbevollmächtigten be- 
stehenden Vertrags Verhältnis verjährt in drei 
Jahren von dem Zeitpunkt an, in dem der An- 
spruch entstanden ist." 


lOf. In § 30 wird die Zahl „29" durch die Zahl 
„29 a" ersetzt. 


11. § 31 wird wie folgt geändert: 11. unverändert 

a) Absatz 1 erhält folgende Fassung: 

,(1) Die Steuerberater und Steuerbevoll- 
mächtigten, die in einem Oberfinanzbezirk 
ihre berufliche Niederlassung haben, bilden 
eine Berufskammer. Die Berufskammer führt 
die Bezeichnung „Steuerberaterkammer".* 

b) Absatz 2 wird gestrichen. 

c) Der bisherige Absatz 3 wird Absatz 2. 


12. § 32 erhält folgende Fassung: 12. unverändert 

„§32 

Mitgliedschaft 

Mitglieder der Berufskammer sind außer 
Steuerberatern und Steuerbevollmächtigten 
auch die Mitglieder des Vorstandes, Geschäfts- 
führer oder vertretungsberechtigte persönlich 
haftende Gesellschafter von Steuerberatungs- 
gesellschaften, die nicht Steuerberater oder 
Steuerbevollmächtigte sind, sowie die Steuer- 
beratungsgesellschaften. " 

13. In § 33 Abs. 1 erhält Satz 1 folgende Fassung: 13. unverändert 

„Die Berufskammern können sich durch einen 
übereinstimmenden Beschluß der beteiligten 
Kammern für den Bereich mehrerer Oberfinanz- 
bezirke oder mehrerer Länder zu einer gemein- 
samen Berufskammer zusammenschließen." 


13a. § 34 erhält folgende Fassung: 

„§ 34 

Aufgaben der Berufskammern 

(1) Die Berufskammern haben die Aufgabe, 
die beruflichen Belange der Gesamtheit der 
Mitglieder zu wahren und die Erfüllung der 
beruflichen Pflichten zu überwachen. 

(2) Den Berufskammem obliegt insbeson- 
dere 
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Entwurf 


14. § 37 wird wie folgt geändert: 

a) Die Überschrift erhält folgende Fassung: 

„Beiträge und Gebühren" 

b) Nach Absatz 1 wird der folgende neue Ab- 
satz 2 eingefügt: 

„(2) Die Berufskammern können für die 
Inanspruchnahme von besonderen Einrich- 
tungen oder Tätigkeiten Gebühren nach 
Maßgabe einer Gebührenordnung erheben. 
Die Gebührenordnung bedarf der Geneh- 
migung der Aufsichtsbehörde." 

c) Der bisherige Absatz 2 wird Absatz 3 und 
erhält folgende Fassung: 

„(3) Der Anspruch der Berufskammer auf 
Zahlung von Beiträgen und Gebühren unter- 
liegt der Verjährung. Auf die Verjährung 
finden die Vorschriften der Reichsabgaben- 
ordnung über die Verjährung der Steuern 
vom Einkommen und Vermögen entspre- 
chende Anwendung." 


Beschlüsse des 6. Ausschusses 

1. die Mitglieder der Kammern in Fragen der 
Berufspflichten (§ 22) zu beraten und zu be- 
lehren; 

2. auf Antrag bei Streitigkeiten unter den 
Mitgliedern der Kammern zu vermitteln; 

3. auf Antrag bei Streitigkeiten zwischen Mit- 
gliedern der Kammern und ihren Auftrag- 
gebern zu vermitteln; 

4. die Erfüllung der den Mitgliedern obliegen- 
den Pflichten (§ 22) zu überwachen und das 
Recht der Rüge (§ 39) zu handhaben; 

5. die Vorschlagslisten der ehrenamtlichen Bei- 

sitzer bei den Berufsgerichten den Landes- 
justizverwaltungen einzureichen (§ 54 

Abs. 3); 

6. Fürsorgeeinrichtungen für Steuerberater und 
Steuerbevollmächtigte sowie deren Hinter- 
bliebene zu schaffen; 

7. Gutachten zu erstatten, die ein Gericht, eine 
Landesfinanzbehörde oder eine andere Ver- 
waltungsbehörde des Landes anfordert; 

8. die durch Gesetz zugewiesenen Aufgaben 
im Bereich der Berufsbildung wahrzuneh- 
men; 

9. die berufsständischen Mitglieder der Zulas- 
sungs- und Prüfungsausschüsse für die 
steuerberatenden Berufe vorzuschlagen. 

(3) Die Kammer kann die in Absatz 1 Nr. 1 

bis 3 bezeichneten Aufgaben einzelnen Mit- 
gliedern des Vorstandes übertragen." 

14. § 37 wird wie folgt geändert: 

a) unverändert 


b) unverändert 


c) Der bisherige Absatz 2 wird Absatz 3 und 
erhält folgende Fassung: 

„(3) Der Anspruch der Berufskammer auf 
Zahlung von Beiträgen und Gebühren unter- 
liegt der Verjährung. § 20 des Verwaltungs- 
kostengesetzes ist sinngemäß anzuwenden." 
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15. § 42 erhält folgende Fassung: 15. unverändert 

.§42 

Bundeskammer 

(1) Die Berufskammern bilden eine Bundes- 
kammer. Diese führt die Bezeichnung „Bundes- 
steuerberaterkammer'' . 

(2) Die Bundessteuerberaterkammer ist eine 
Körperschaft des öffentlichen Rechts. Ihr Sitz be- 
stimmt sich nach ihrer Satzung. 

(3) Der Vorstand der Bundessteuerberater- 
kammer wird von den Berufskammern gewählt. 

Im übrigen gibt sich die *teundessteuerberater- 
kammer ihre Satzung selbst. Die Satzung be- 
darf der Genehmigung der Aufsichtsbehörde.' 


16. § 43 erhält folgende Fassung: 

„§43 

Aufgabe der Bundessteuerberaterkammer 

Die Bundessteuerberaterkammer hat die Auf- 
gabe, die Belange des Berufs für das gesamte 
Bundesgebiet zu wahren und zu fördern, ins- 
besondere den Beruf gegenüber den Bundes- 
organen zu vertreten," 


16. § 43 erhält folgende Fassung: 

„§ 43 

Aufgaben der Bundessteuerberaterkammer 

(1) Die Bundessteuerberaterkammer hat die 

ihr durch Gesetz zugewiesenen Aufgaben zu 

erfüllen. 

(2) Der Bundessteuerberaterkammer obliegt 

insbesondere, 

1. in Fragen, welche die Gesamtheit der Be- 
rufskammem angehen, die Auffassung der 
einzelnen Kammern zu ermitteln und im 
Wege gemeinsdiaftlicher Aussprache die 
Auffassung der Mehrheit festzustellen; 

2. die allgemeine Auffassung über Fragen der 
Ausübung des Steuerberaterberufs in Richt- 
linien festzustellen; 

3. Richtlinien für die Fürsorgeeinrichtungen 
der Berufskammem (§ 34 Abs. 2 Nr. 6) auf- 
zustellen; 

4. in allen die Gesamtheit der Berufskammem 
berührenden Angelegenheiten die Auffas- 
sung der Bundessteuerberaterkammer den 
zuständigen Gerichten und Behörden gegen- 
über zur Geltung zu bringen; 

5. die Gesamtheit der Berufskammem gegen- 
über Behörden und Organisationen zu ver- 
treten; 

6. Gutachten zu erstatten, die eine an der Ge- 
setzgebung beteiligte Behörde oder Körper- 
schaft des Bundes oder ein Bundesgericht 
anfordert; 

7. die berufliche Fortbildung in den steuer- 
beratenden Bemfen zu fördern." 


17. § 44 wird gestrichen. 


17. unverändert 
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18. In § 45 Abs. 2 wird das Wort „Bundeskam- 
mern" durch das Wort „Bundessteuerberater- 
kammer" ersetzt. 

19. § 54 wird wie folgt geändert: 

a) In Absatz 3 Satz 1 werden die Worte „Be- 
rufskammer der Steuerberater und der Be- 
rufskammer der Steuerbevollmächtigten" 
durch das Wort „Berufskammern" ersetzt. 

b) In Absatz 6 werden die Worte „Berufskam- 
mer der Steuerberater und der Berufskam- 
mer der Steuerbevollmächtigten" durch das 
Wort „Berufskammern" und die Worte 
„Bundeskammer der Steuerberater und die 
Bundeskammer der Steuerbevollmächtigten" 
durch das Wort „Bundessteuerberaterkam- 
mer" ersetzt. 


20. Der Überschrift des Sechsten Teils sind ein 
Beistrich und die Worte „Zusammenführung 
der Berufe" anzufügen. 


Beschlüsse des 6. Ausschusses 

18. unverändert 


19. unverändert 


19a. § 101 wird wie folgt geändert: 

a) Die Absätze 1 bis 3 erhalten folgende Fas- 
sung; 

„(1) Für den Steuerberater oder Steuer- 
bevollmächtigten, gegen den ein Berufs- 
oder Vertretungs verbot verhängt ist, wird 
im Fall des Bedürfnisses von der zuständi- 
gen Berufskammer ein Vertreter bestellt. 
Der Steuerberater oder Steuerbevollmäch- 
tigte ist vor der Bestellung zu hören; er 
kann einen geeigneten Vertreter Vorschlä- 
gen. 

(2) Der Vertreter muß Steuerberater oder 
Steuerbevollmächtigter sein. 

(3) Ein Steuerberater oder Steuerbevoll- 
mächtigter, dem die Vertretung übertragen 
wird, kann sie nur aus einem wichtigen 
Grund ablehnen." 

b) Absatz 6 wird gestrichen. 

19b. § 101 a wird gestrichen. 

20. unverändert 


20a. § 108 erhält folgende Fassung; 

r§ 108 

Landwirtschaftliche Buchstellen 

(1) Steuerberatern und Steuerbevollmäch- 
tigten, die eine besondere Sachkunde auf dem 
Gebiet der Hilfeleistung in Steuersachen für 
land- und forstwirtschaftliche Betriebe im 
Sinne des Bewertungsgesetzes nachweisen, 
kann auf Antrag die Berechtigung verliehen 
werden, als Zusatz zur Berufsbezeichnung die 
Bezeichnung „Landwirtschaftliche Buchstelle" 
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zu führen, über den Antrag entscheidet die 
oberste Landesbehörde im Benehmen mit der 
für die Landwirtschaft zuständigen obersten 
Landesbehörde und der für die berufliche Nie- 
derlassung des Antragstellers zuständigen Be- 
rufskammer. 

(2) Für die Entscheidung über den Antrag 
auf Verleihung der Bezeichnung „Landwirt- 
schaftliche Budistelle" ist eine Gebühr von 
zweihundert Deutsche Mark an die oberste Lan- 
desbehörde zu zahlen. Die Gebühr ist bei Stel- 
lung des Antrags zu entrichten. 

(3) Steuerberatungsgesellschaften sind be- 
fugt, die Bezeichnung „Landwirtschaftliche 
Buchstelle" als Zusatz zur Firma zu führen, 
wenn mindestens ein gesetzlicher Vertreter be- 
rechtigt ist, diese Bezeichnung als Zusatz zur 
Berufsbezeichnung zu führen. 

(4) Gesellschaften und Personenvereinigun- 
gen im Sinne des § 107 a Abs. 2 Ziff. 8 der 
Reichsabgabenordnung sind befugt, als Zusatz 
zum Namen der Gesellschaft oder der Perso- 
nenvereinigung die Bezeichnung „Landwirt- 
schaftliche Buchstelle" zu führen, wenn minde- 
stens ein leitender Angestellter berechtigt ist, 

' diese Bezeichnung als Zusatz zur Berufsbe- 
zeichnung zu führen. 

(5) Steuerberater und Steuerbevollmächtigte, 
die bei Inkrafttreten der Absätze 1 bis 4 be- 
fugt gewesen sind, die Bezeichnung „Landwirt- 
schaftliche Buchstelle" zu führen, dürfen diese 
Bezeichnung als Zusatz zur Berufsbezeichnung 
weiter führen, wenn sie die Befugnis innerhalb 
von sechs Monaten nach Inkrafttreten der Ab- 
sätze 1 bis 4 der bestellenden Behörde nach- 
weisen. 

(6) Die Befugnis zur Führung der Bezeich- 
nung „Landwirtschaftliche Buchstelle" ist in 
das Berufsregister einzutragen.' 


20b. Dem § 109 Abs. 3 wird folgender Satz 3 ange- 
fügt: 

„Dies gilt auch dann, wenn ein Antrag nicht 
gestellt worden ist, weil am 1. November 1961 
ein öffentlich-rechtliches Dienst- oder Amtsver- 
hältnis (§ 23 a) bestanden hat." 


20c. § 118 wird wie folgt geändert: 

a) Nummer 1 wird wie folgt geändert: 

aa) Nach dem Buchstaben b wird folgender 
neuer Buchstabe c eingefügt: 

„c) Das Verfahren bei der Wiederho- 
lung der Prüfung". 

bb) Der bisherige Buchstabe c wird Buch- 
stabe d. 
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21, Nach § 118 wird folgender § 118 a eingefügt: 

„§ 118 a 

Bestellung als Steuerbevollmäditigter 

(1) Als Steuerbevollmächtigter darf nur be- 
stellt werden, wer die Prüfung als Steuerbevoll- 
mächtigter bestanden hat oder von der Prüfung 
befreit worden ist. 


(2) Ein Bewerber ist zur Prüfung als Steuer- 
bevollmächtigter zuzulassen, wenn er 

1. das Zeugnis der mittleren Reife besitzt oder 
nach zweijährigem Besuch einer staatlich an- 
erkannten Handelsschule oder einer gleich- 
wertigen Anstalt eine Abschlußprüfung be- 
standen oder sich auf andere Weise entspre- 
chende Kenntnisse erworben hat, 

2. eine ordnungsmäßige Lehrzeit im steuerbe- 
ratenden, wirtschaftsberatenden oder kauf- 
männischen Beruf mit Ablegung der Gehil- 
fenprüfung abgeschlossen oder eine als ge- 
eignet anerkannte Verwaltungsakademie 
oder gleichwertige Lehranstalt vier Semester 
besucht hat und 

3. nach Erfüllung der Voraussetzung zu Num- 
mer 2 vier Jahre auf dem Gebiet des Steuer- 
wesens hauptberuflich tätig gewesen ist. 

Bewerber, die die Vorbildungsvoraussetzung 
des § 5 Abs. 1 Nr, 1 erfüllen, dürfen nicht zur 
Prüfung als Steuerbevollmächtigter zugelassen 
werden. 

(3) Die Vorschriften über die Gebühren für Zu- 
lassung und Prüfung (§ 8 a) sind sinngemäß 
anzuwenden. Die Gebühr für die Prüfung als 
Steuerbevollmächtigter beträgt zweihundert 
Deutsche Mark. 

(4) Die Vorschriften der §§ 7, 9 und 10 sind 
bei der Bestellung als Steuerbevollmächtigter 
sinngemäß anzuwenden. Zuständige Behörde 
für die Bestellung (§ 9) und für die Entgegen- 
nahme der Versicherung nach § 10 Abs. 2 ist die 
Oberfinanzdirektion. 

(5) Der Antrag auf Zulassung zur Prüfung als 
Steuerbevollmächtigter kann nur bis zum Ab- 
lauf des vierten Jahres nach Inkrafttreten der 
Absätze 1 bis 4 gestellt werden." 


Beschlüsse des 6. Ausschusses 

,4. über den Nachweis der besonderen 
Sachkunde im Sinne des § 108 Abs. 1 
und das Verfahren bei der Verleihung 
der Bezeichnung „Landwirtschaftliche 
Buchstelle".' 

c) Die bisherige Nummer 4 wird Nummer 5. 

21. Nach § 118 wird folgender § 118 a eingefügt: 

„§ 118 a 

Bestellung als Steuerbevollmächtigter 

(1) Als Steuerbevollmächtigter darf nur be- 
stellt werden, wer die Prüfung als Steuerbevoll- 
mächtigter bestanden hat oder von der Prüfung 
befreit worden ist. § 4 Abs. 2 ist sinngemäß 
anzuwenden. 

(2) Ein Bewerber ist zur Prüfung als Steuer- 
bevollmächtigter zuzulassen, wenn er 

1, unverändert 


2. unverändert 


3. unverändert 


Die Voraussetzungen der Nummern 1 bis 3 
entfallen bei Bewerbern, die nach § 5 Abs. 1 
Nr. 1 zur Prüfung als Steuerberater zugelassen 
werden dürfen. 

(3) unverändert 


(4) unverändert 


(5) Der Antrag auf Zulassung zur Prüfung als 
Steuerbevollmächtigter kann von Bewerbern, 
die die Vorbildungs Voraussetzung des § 5 
Abs. 1 Nr. 1 erfüllen, bis zum Ablauf des zwei- 
ten Jahres, von den anderen Bewerbern bis 
zum Ablauf des achten Jahres nach Inkrafttre- 
ten der Absätze 1 bis 4 gestellt werden. Ist die 
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22. Nach § 118 a wird folgender § 118 b eingefügt: 

«§ 118b 

Bestellung von Steuerbevollmächtigten 
zu Steuerberatern 

(1) Ein Steuerbevollmächtigter wird auf An- 
trag zum Steuerberater bestellt, wenn er 

?. die Teilnahme an einem von der zustän- 
digen Arbeitsgemeinschaft der Berufskam- 
mern durchgeführten Seminar nachweist! 

2. seinen Beruf als Steuerbevollmächtigter 
sechs Jahre hauptberuflich ausgeübt hat. 


(2) Für Steuerbevollmächtigte, die ein wirt- 
schaftswissenschaftliches oder juristisches Hoch- 
schulstudium abgeschlossen haben, verkürzt 
sich der in Absatz 1 Nr. 2 bezeichnete Zeitraum 
auf drei Jahre. 

(3) Die in einem Oberfinanzbezirk gebildeten 
Berufskammern für Steuerberater und Steuer- 
bevollmächtigte werden zu einer Arbeitsge- 
meinschaft zusammengeschlossen. Die Arbeits- 
gemeinschaft hat die Aufgabe, das in Absatz 1 
Nr. 1 bezeichnete Seminar durchzuführen. 


(4) Gegenstand des Seminars sind folgende 
Gebiete; 

a) Bilanzierungsvorschriften des Aktiengeset- 
zes, 

b) Grundzüge der Finanzwissenschaft und der 
Volkswirtschaftslehre, 

c) aktuelle Fragen des Steuerrechts. 


Beschlüsse des 6, Ausschusses 

Erfüllung der Vorbildungsvoraussetzung des 
Absatzes 2 Nr. 3 durdi die Ableistung des 
Wehrdienstes, Ersatzdienstes oder Entwidc- 
lungsdienstes unterbrodien worden, so verlän- 
gert sich die in Satz 1 bezeichnete Frist um die 
Dauer des abgeleisteten Wehr-, Ersatz- oder 
Entwicklungsdienstes. " 

22. Nach § 118 a wird folgender § 118 b eingefügt: 
»§ 118b 

Bestellung von Steuerbevollmächtigten 
zu Steuerberatern 

(1) Ein Steuerbevollmächtigter wird zum 
Steuerberater bestellt, wenn er 

1 . seinen Beruf als Steuerbevollmächtigter 
sechs Jahre hauptberuflich ausgeübt hat, 

2. nach Erfüllung der Voraussetzung zu Num- 
mer 1 an einem von der zuständigen Ar- 
beitsgemeinschaft der Berufskammern durch- 
geführten Seminar erfolgreich teilgenom- 
men hat. 

Die Bestellung kann auf Antrag bis zum Tage 
des Inkrafttretens des § 118 c auf geschoben 
werden. Für Steuerbevollmächtigte, die ein 
rechtswissensdhaftlidhes, wirtsdhaftswissen- 
schaftlidhes oder anderes wissenschaftliches 
Hochschulstudium mit wirtschaftswissenschaft- 
licher Fachrichtung abgeschlossen haben, ver- 
kürzt sich der in Satz 1 Nr. 1 bezeichnete Zeit- 
raum auf drei Jahre. 

Absatz 2 entfällt 


(3) Die in einem Oberfinanzbezirk gebildeten 
Berufskammern für Steuerberater und Steuer- 
bevollmächtigte werden zu einer nicht rechts- 
fähigen Arbeitsgemeinschaft zusammengeschlos- 
sen. Die Arbeitsgemeinschaft hat die Aufgabe, 
das in Absatz 1 Nr. 2 bezeichnete Seminar 
durchzuführen. Nach Inkrafttreten des § 118c 
tritt an die Stelle der Arbeitsgemeinschaft die 
zuständige Steuerberaterkammer. 

(4) Das Seminar umfaßt fünfzig Stunden und 
erstreckt sich auf die Gebiete 

1. Bilanzierungsvorschriften des Aktiengeset- 
zes, 

2. Besteuerung der Kapitalgesellschaften, 

3. Finanzgerichtsordnung. 

An einem Seminar sollen nicht mehr als fünf- 
undzwanzig Steuerbevollmächtigte teilnehmen. 
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(4 a) Das Seminar gilt als besondere Einrich- 
tung der Benifskammem im Sinne des § 37 
Abs. 2. 

(4 b) Die erfolgreiche Teilnahme am Seminar 
ist durch eine vor einem Seminarausschuß ab- 
zulegende mündliche Prüfung nachzuweisen. 
An dieser Prüfung sollen mindestens drei, höch- 
stens jedoch sechs Bewerber teilnehmen. Die 
Prüfungsdauer soll bei drei Bewerbern nicht 
mehr als sechzig Minuten und bei sedis Bewer- 
bern nicht mehr als einhundertzwanzig Minu- 
ten betragen. § 4 Abs. 2 ist sinngemäß anzu- 
wenden. 

(4 c) Dem Seminarausschuß gehören an 

1. zwei von der Finanzverwaltung zu bestim- 
mende Beamte oder Ruhestandsbeamte, da- 
von ein Beamter des höheren Dienstes als 
Vorsitzender, 

2. ein Steuerberater, 

3. ein nach Absatz 1 bestellter Steuerberater 
oder ein nach Absatz 5 geprüfter Steuer- 
bevollmächtigter, dessen Bestellung zum 
Steuerberater nach Absatz 1 Satz 2 aufge- 
schoben worden ist; sofern ein solcher 
Steuerberater oder Steuerbevollmächtigter 
noch nicht in den Seminarausschuß berufen 
worden ist, tritt an seine Stelle ein Steuer- 
berater nach Nummer 2. 

Für jeden Oberfinanzbezirk ist mindestens ein 
Semina rausschuß zu bilden. Die in Satz 1 Nr. 1 
bezeichneten Mitglieder des Seminarausschus- 
ses sollen am vorangegangenen Seminar als 
Lehrkräfte tätig gewesen sein. 

(4 d) Für die Teilnahme an der mündlichen 
Prüfung hat der Antragsteller bis zu einem 
von der obersten Landesbehörde zu bestim- 
menden Zeitpunkt eine Gebühr von zweihun- 
dert Deutsche Mark an die oberste Landesbe- 
hörde zu zahlen. § 8 a Abs. 2 Satz 2 und 3 ist 
sinngemäß anzuwenden. 
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(5) Der Bundesminister der Finanzen wird 
ermächtigt, nach Anhörung der Bundeskammern 
(§ 42) durch Rechtsverordnung mit Zustimmung 
des Bundesrates Bestimmungen über Einzelhei- 
ten des Seminarstoffs sowie über Dauer und 
Durchführung des Seminars zu erlassen. 


(5) Der Bundesminister für Wirtschaft und 
Finanzen wird ermächtigt, nach Anhörung der 
Bundeskammern (§ 42) durch Rechtsverordnung 
mit Zustimmung des Bundesrates Bestimmun- 
gen zu erlassen 

1 . über Einzelheiten des Seminarstoffs, 

2. über das Verfahren bei der Durchführung 
des Seminars und der mündlichen Prüfung, 

3. über das Verfahren bei der Berufung der 
Mitglieder des Seminarausschusses. 

(5 a) Die Beitragspflicht der nach Absatz 1 
bestellten Steuerberater gegenüber der Berufs- 
kammer der Steuerbevollmächtigten, der sie 
zuvor angehört haben, endet mit Ablauf des 
Kalenderjahres, in dem die Bestellung erfolgt 
ist; gegenüber der Berufskammer der Steuer- 
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(6) Der Antrag nach Absatz 1 kann frühe- 
stens mit Beginn des dritten Jahres und spä- 
testens bis zum Ablauf des zehnten Jahres nach 
Inkrafttreten der Absätze 1 bis 5 gestellt wer- 
den." 

23. Nach § 118 b wird folgender § 118 c eingefügt: 

.§ 118c 

Zusammenschluß der Berufskammern, 

Wahl des Vorstands 

(1) Die Berufskammer im Sinne des § 31 
Abs. 1 ist Rechtsnachfolger der im Oberfinanz- 
bezirk bestehenden Berufskammer der Steuer- 
berater und Berufskammer der Steuerbevoll- 
mächtigten. Bis zur Wahl des neuen Vorstands 
besteht der Vorstand der Berufskammer aus 
den Vorstandsmitgliedern der bisherigen Be- 
rufskammer der Steuerberater und der bis- 
herigen Berufskammer der Steuerbevollmäch- 
tigten. 


(2) Die erste Mitgliederversammlung der 
Berufskammer im Sinne des § 31 Abs. 1 tritt 
spätestens am sechzigsten Tage nach dem In- 
krafttreten dieser Vorschrift zusammen. Sie 
wird durch die Präsidenten der bisherigen Be- 
rufskammern durch schriftliche Einladung einbe- 
rufen. Die Präsidenten der bisherigen Berufs- 
kammern führen bis zur Wahl der Präsidenten 
der Berufskammer den Vorsitz in der Mitglie- 
derversammlung. Stimmberechtigt sind alle Per- 
sonen, die im Zeitpunkt der Mitgliederversamm- 
lung als Steuerberater oder Steuerbevollmäch- 
tigte ihre berufliche Niederlassung im Ober- 
finanzbezirk haben. 


Beschlüsse des 6. Ausschusses 

berater beginnt in diesen Fällen die Verpflich- 
tung zur Zahlung von Mitgliedsbeiträgen erst 
nach Ablauf dieses Kalenderjahres. Ein Weg- 
fall der Beitragspflicht infolge Erlöschens oder 
Zurücknahme der Bestellung bleibt unberührt. 

(6) Die Bestellung nach Absatz 1 ist nur bis 
zum Ablauf des fünfzehnten Jahres nach In- 
kraftreten der Absätze 1 bis 9 möglich. § 118 a 
Abs. 5 Satz 2 ist sinngemäß anzuwenden." 


23. Nach § 118 b wird folgender § 118 c eingefügt: 

„§ 118c 

Zusammenschluß der Berufskammern, 

Wahl des Vorstands 

(1) Die Berufskammer im Sinne des § 31 
Abs. 1 ist Rechtsnachfolger der im Oberfinanz- 
bezirk bestehenden Berufskammer der Steuer- 
berater und Berufskammer der Steuerbevoll- 
mächtigten. Besteht für mehrere Oberfinanz- 
bezirke eine gemeinsame Berufskammer (§ 33), 
so sind die für diese Oberfinanzbezirke nach 
§ 31 Abs. 1 zu bildenden Berufskammern Rechts- 
nachfolger der gemeinsamen Berufskammer. 
Vermögen und Verbindlichkeiten der gemein- 
samen Berufskammer fallen den Rechtsnach- 
folgern entsprechend dem Anteil der Berufs- 
angehörigen zu, die von der bisherigen ge- 
meinsamen Berufskammer in die neu zu bilden- 
den Berufskammern überführt worden sind. 

(1 a) Bis zur Wahl des neuen Vorstands be- 
steht der Vorstand der Berufskammer aus der 
gleichen Anzahl von Vorstandsmitgliedern der 
bisherigen Berufskammer der Steuerberater 
und der bisherigen Berufskammer der Steuer- 
bevollmächtigten (gemeinsamer Vorstand). Im 
Falle der gemeinsamen Berufskammer (§ 33) 
haben deren Mitglieder Vertreter für die Vor- 
stände der Beruf skammem im Sinne des § 31 
Abs. 1 zu wählen. 

(2) Die erste Mitgliederversammlung der 
Berufskammer im Sinne des § 31 Abs. 1 tritt 
spätestens am sechzigsten Tage nach dem In- 
krafttreten dieser Vorschrift zusammen. Sie 
wird durch die Präsidenten der bisherigen Be- 
rufskammern im Wege schriftlicher Einladung 
einberufen. Die Präsidenten der bisherigen Be- 
rufskammern führen bis zur Wahl des Präsi- 
denten der Berufskammer den Vorsitz in der 
Mitgliederversammlung. Im Falle der bisheri- 
gen gemeinsamen Berufskammer (§ 33) tritt an 
die Stelle des Präsidenten ein von den Mitglie- 
dern nach Absatz 2 Satz 2 bestimmter Vertre- 
ter, Stimmberechtigt sind alle Personen, die im 
Zeitpunkt der Mitgliederversammlung als 
Steuerberater oder Steuerbevollmächtigte ihre 
berufliche Niederlassung im Oberfinanzbezirk 
haben. 
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Entwurf 

(3) Die erste Mitgliederversammlung hat den 
Vorstand der Berufskammer zu wählen." 

24. Nach § 118 c wird folgender § 118 d eingefügt: 

.§ 118d 

Zusammenschluß der Bundeskammern, 
Wahl des Vorstands 

(1) Die Bundeskammer (§ 42) ist Rechtsnach- 
folger der Bundeskammer der Steuerberater 
und der Bundeskammer der Steuerbevollmäch- 
tigten. Bis zur Wahl des neuen Vorstands be- 
steht der Vorstand der Bundeskammer aus den 
Vorstandsmitgliedern der bisherigen Bundes- 
kammern. 

(2) Die erste Mitgliederversammlung der 
Bundeskammer tritt spätestens am neunzigsten 
Tage nach dem Inkrafttreten dieser Vorschrift 
zusammen. Sie wird durch die Präsidenten der 
bisherigen Bundeskammern einberufen. Diese 
führen bis zur Wahl eines anderen Vorsitzen- 
den den Vorsitz in der Mitgliederversammlung. 

(3) Die erste Mitgliederversammlung hat den 
Vorstand der Bundeskammer zu wählen. 

(4) Solange die Mitgliederversammlung kein 
anderes Stimmenverhältnis beschließt, hat jede 
Berufskammer mindestens zwei Stimmen; Be- 
rufskammern mit mehr als neunhundert Mit- 
gliedern haben drei Stimmen." 

Artikel 2 

Ermächtigung zur Neubekanntmachung 
des Steuerberatungsgesetzes 

Der Bundesminister der Finanzen wird ermächtigt, 
den Wortlaut des Steuerberatungsgesetzes unter 
Berücksichtigung der bisher zu diesem Gesetz ergan- 
genen Änderungen mit neuem Datum und in neuer 
Paragraphenfolge bekanntzumachen und dabei Un- 
stimmigkeiten des Wortlauts zu beseitigen. 


Beschlüsse des 6. Ausschusses 

(3) unverändert 

24. Nach § 118 c wird folgender § 118 d eingefügt: 

„§ 118 d 

Zusammenschluß der Bundeskammern, 
Wahl des Vorstands 

(1) Die Bundeskammer (§ 42) ist Rechtsnach- 
folger der Bundeskammer der Steuerberater 
und der Bundeskammer der Steuerbevollmäch- 
tigten. Bis zur Wahl des neuen Vorstands be- 
steht der Vorstand der Bundeskammer aus den 
Vorstandsmitgliedern der bisherigen Bundes- 
kammern (gemeinsamer Vorstand). 

(2) unverändert 


(3) unverändert 

(4) unverändert 


Artikel 2 
unverändert 


Artikel 2a 

Änderung der Finanzgerichtsordnung 

In § 33 Abs. 1 Nr. 3 der Finanzgerichtsordnung 
vom 6. Oktober 1965 (Bundesgesetzbl. I S. 1477), 
zuletzt geändert durch das Finanzanpassungsgesetz 
vom 30. August 1971 (Bundesgesetzbl. I S. 1426), 
werden die Worte „Zweiten Teil des Steuerbera- 
tungsgesetzes vom 16. August 1961 (Bundesgesetz- 
blatt I S. 1301)" durch die Worte „Zweiten und 
Sechsten Teil des Steuerberatungsgesetzes" ersetzt. 
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Artikel 3 

Geltung im Land Berlin 

Dieses Gesetz gilt nach Maßgabe des § 13 Abs. 1 
des Dritten Überleitungsgesetzes vom 4. Januar 1952 
(Bundesgesetzbl. I S. 1) auch im Land Berlin. 


Artikel 4 

Inkrafttreten 

(1) Dieses Gesetz tritt am ersten Kalendertag 
des dritten Kalendermonats nach Verkündung in 
Kraft, soweit Absatz 2 nichts anderes bestimmt. 

(2) Artikel 1 Nr. 11, 12, 13, 15, 16, 17, 18, 19, 23. 
24 treten zwei Jahre nach dem in Absatz 1 bezeich- 
neten Inkraittretenszeitpunkt in Kraft. 


Beschlüsse des 6, Ausschusses 

Artikel 3 

Geltung im Land Berlin 

Dieses Gesetz gilt nach Maßgabe des § 13 Abs. 1 
des Dritten Überleitungsgesetzes vom 4. Januar 1952 
(Bundesgesetzbl. I S. 1) auch im Land Berlin. Rechts- 
verordnungen, die aufgrund dieses Gesetzes erlas- 
sen werden, gelten im Land Berlin nach § 14 des 
Dritten Überleitungsgesetzes. 

Artikel 4 

Inkrafttreten 

(1) Dieses Gesetz tritt am Tage nach seiner Ver- 
kündung in Kraft, soweit Absatz 2 nichts anderes 
bestimmt. 

(2) Artikel 1 Nr. 11, 12, 13, 13 a, 15, 16, 17, 18, 
19, 23, 24 treten am 1. Januar 1975 in Kraft. 
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